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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
„W 1.

(Ausgegeben am 10. Februar 1917.)

# 1 à.Na 1 #

vom 15 JIne 1917, Aenderung derPostorduung
vom 20. März 1900 betreffend.

Nachstehende „Aenderung der Postordnung vom 20. März 1900“ wird in
Gemäßheit § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reiches vom 28.
Oktober 1871 (R.-G.-Bl. S. 347) hiermit zur öffeutlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 15. Jannar 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Aenderung der Postordnung vom 20. März 1900.
Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen vom 28. Oktober

1871 (Reichs-Gesetzbl. S. 347) und des § 3 Abs. 2 des Gesehzes, betreffend die
Erleichterung des Wechselprotestes, vom 30. Mai 1908 (KReichs-Gesetzbl. S. 321)
sowie auf Grund der Bekanntmachung des Bundesrats vom 4. Jannar 1917 (Reichs-
Gesetzbl. S. 6). betreffend die Fristen des Wechsel= und Scheckrechts für Elsaß-
Lothringen, wird die Postordnung vom 20. März 1900 wie folgt geändert:

1



1. Im § 18a „Postprotest“ erhält der Abs. V unter B und C folgende
Fassung:

B. Postprotestaufträge mit Wechseln, die in Elsaß-Lothringen zahlbar sind,
werden erst an folgenden Tagen nochmals zur Zahlung vorgezeigt:

a) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. Juli
1914 bis einschließlich 27. April 1917 eingetreten ist,

am 30. April 1917;

b) wenn der Zahlungstag des Wechsels nach dem 27. Upril 1917
eintritt,

am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage.
Solange die Verlängerung der Fristen des Wechsel= und Scheckrechts

nach der Vorschrift des vorhergehenden Satzes besteht, kann der Auftrag-
geber verlangen, daß ein davon betroffener Wechsel mit dem Postprotest-
auftrage schon am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage des Wechsels
nochmals zur Zahlung vorgezeigt und, wenn auch diese Vorzeigung oder
der Versuch dazu erfolglos bleibt, protestiert werde. Dieses Verlangen
ist durch den Vermerk „Ohne die verlängerte Protestfrist“ auf der Rück-
seite des Postprotestauftrags auszudrücken. Auch kann die Post damit
betraut werden, für solche Wechsel neben der Wechselsumme auch die für
die verlängerte Frist vom Tage der ersten Vorzeigung des Wechsels an
fälligen Wechselzinsen einzuziehen und im Nichtzahlungsfalle deswegen
Protest zu erheben. Wird hiervon Gebrauch gemacht, so ist in den Vor-
druck zum Prolestanftrage hinter „Betrag des beigefügten Wechsels“ ein-
zutragen „uebst Verzugszinsen von 6 v. H. vom Tage der ersten Vor-
zeigung nämlich vom ... . . ub“. Der Zeitpunkt, von dem an
die Zinsen zu berechnen sind, . nicht anzugeben, wenn die Post die
erste Vorzeigung des Wechsels bewirkt. Hat der Auftraggeber die Ein-
ziehung der Zinsen verlangt, so wird der Wechsel nur gegen Bezahlung
der Wechselsumme und der Zinsen ausgehändigt, bei Nichtzahlung auch
nur der Zinsen aber wegen des nicht gezahlten Betrags Protest mangels

C. Als Zahlungstag gilt der Fälligkeitstag des Wechsels oder, wenn dieser
ein Sonn= oder Feiertag ist, der nächste Werktag. Fällt der Schlußtag
der Frist zur Vorzeigung des Wechsels auf einen Sonn; oder Feiertag,
so wird der Wechsel am nächsten Werktage zur Zahlung vorgezeigt. Die

Postverwaltung behält sich vor, die Vorzeigung der Wechsel, deren Protest-
frist am 30. April 1917 (Abs. B) abläuft, auf mehrere vorhergehende
Tage zu verteilen.



2. Die Aenderungen tireten sofort in Kraft.

Berlin, den 7. Januar 1917.

Der Reichskanzler.
In Vertretung

aetle.

2. Regierungs-Verordnung
vom 9. Februar 1917,

betreffend Abänderung der Pferdeaushebungs-Vorschrift
vom 8. Oktober 1902.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten er-
teilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten wird
die Pferdeaushebungsvorschrift vom 8. Oklober 1902 (Gesehsammlung 1902 Seite
91) wie folgt geänderk:

In § 4 Absatz 1 Ziffer b treten an Stelle der Worte: „der Hengste“, die
Worte: „der angekörten Hengste“.

In Anlage C unter 4 werden in der ersten Zeile die Worte: „Hengste
und“ gestrichen.

Greiz, den 9. Februar 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Cammann.





Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
2.

(Ausgegeben am 15. Februar 1917.)
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3. Verordnung,
die Viehzählung am 1. März 1917 betreffend.

Auf Anordnung des Bundesrats findet am 1. März 1917 eine Vieh-
zählung statt. Ueber die Ausführung wird folgendes verordnet:
Die Zählung erstreckt sich auf Pferde, Rindvieh, Schafe und Schweine.
 Die Zählung geschieht gemeindeweise mit Zählungslisten durch den Ge-

meindevorstand. Diesem bleibt überlassen, sich dabei der Gemeindebeamten
zu bedienen oder besondere Zähler zu bestellen. Größere Gemeindebezirke
sind vom Gemeindevorstand in einc entsprechende Anzahl von Zählbezirken
zu teilen. Zählungslisten gehen den Gemeindevorständen zu.
Die Zählungslisten sind am 1. März ds. Is. in der Weise auszufüllen,
daß die mit der Aufnahme betrauten Personen das zu zählende Vieh
von Haushaltung zu Haushaltung ermitteln und in die Liste eintragen.

 Die mit der Zählung beauftragten Personen sind vom Gemeindevorstand
zu gewissenhafter Ausführung. im besonderen zu sorgfältiger Beobachtung
dieser Verordnung und der auf der letzten Seite der Zählungsliste ab-
gedruckten Anweisung anzuhalten. Die Zähler haben die von ihnen aus-
gefüllten Zählungslisten aufzurechnen, zu unterschreiben und spätestens
bis zum 2. März an den Gemeindevorstand abzuliefern.

0 Die Gemeindevorstände haben die Zählungslisten auf ihre Vollständig-
keit und auf die Richtigkeit der Einträge zu prüfen und, sofern der

2



Gemeindebezirk in mehrere Zuhlbezirke eingeteilt war, das Zählungs-
ergebnis in einer besonderen Zählungsliste für den ganzen Gemeindebezirk
zusammenzuzählen. Nach Bescheinigung der Richtigkeit und Vollstäudig-
keit sind die Zäylungslisten

a) von den Gemeindevorständen des platten Landes sofort bei dem
Fürstlichen Landratsamt in Greiz einzureichen, das die Listen in
dauerhafter Verpackung bis spätestens zum 5. März an das
Thüringische Statistische Amt in Weimar portofrei einsendet,

b) von den Gemeindevorständen der Städte bis zum gleichen Zeit-
bunkt unmittelbar und portofrei an das vorgenannte Statistische
Amt einzusenden.

7. Das Thüringische Statistische Amt ist beauftragt, die Zählungslisten zu
prüfen und die Ergebnisse zusammenzustellen. Die Gemeindevorstände
haben die Pflicht, allen Anforderungen des Statistischen Wntes, die zur
Durchführung der Zählung an sie gestellt werden, sorgfältig und mit
größter Beschleunigung zu entsprechen.

8. Wer wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben zu der Viehzählung
macht, wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis
zu zehntausend Mark bestraft, auch kann Vieh, dessen Vorhandensein ver-
schwiegen worden ist, im Urteil für dem Staate verfallen erklärt werden.

Greiz, den 13. Februar 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
. 3.

(Ausgegeben am 19. April 1917.)

9 4 2. MWan. 4 4.4
vom 5. April 1917,

Aenderung der Postordnung vom 20. März 1900 betreffend.
Nachstehende „Aenderung der Postordnung vom 20. März 1900“ wird in

Gemäßheit § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reiches vom 28.
Oktober 1871 (R.-G.-Bl. S. 347) hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 5. April 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Aenuderung der Postordnung vom 20. März 1900.
Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen vom 28. Oktober

1871 (Reichs-Gesetzbl. S. 347) und des § 3 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die
Erleichterung des Wechselprotestes, vom 30. Mai 1908 (Reichs-Gesetzbl. S. 321)
sowie aut-Grund der Bekanntmachung des Bundesrats vom 26. März 1917 (Reichs-
Gesetzbl.S.278), betreffend die Fristen des Wechsel= und Scheckrechts für Elsaß-

Lothringen, wird die Postordnung vom 20. März 1900, wie folgt geändert.
1. Im § 18à „Postprotest“ erhält der Abs. v unter B und C folgende

Fassung:
B. Postprotestaufträge mit Wechseln, die in Elsaß-Lothringen zahlbar

sind, werden erst am folgenden Tage nochmals zur Zahlung vorgezeigt:
3



a) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. Juli 1914

bis einschließlich 28. — 1917 eingetreten ist,am 31. Juli 1917
b) wenn der Zahlungstag des Wechsels nach dem 28. Juli 1917 ein-

tritt,
am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage.

Solange die Verlängerung der Fristen des Wechsel= und Scheck-
rechts nach der Vorschrift des vorhergehenden Satzes besteht, kann der
Austraggeber verlangen, daß ein davon betroffener Wechsel mit dem Post-
protestaustrage schon am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage des
Wechsels nochmals zur Zahlung vorgezeigt und, wenn auch diese Vor-
zeigung oder der Versuch dazu erfolglos bleibt, protestiert werde. Dieses
Verlangen ist durch den Vermerk „Ohne die verlängerte Protestfrist“ auf
der Rückseite des Postprotestauftrages auszudrücken. Auch kann die Post
damit betraut werden, für solche Wechsel neben der Wechselsumme auch
die für die verlängerte Frist vom Tage der ersten Vorzeigung des Wechsels
an jälligen Wechselzinsen einzuziehen und im Nichtzahlungsfalle deswegen
Protest zu erheben. Wird hiervon Gebrauch gemacht, so ist in den Vor-
druck zum Postprolestauftrage hinter „Betrag des beigefügten Wechsels“
einzutragen „nebst Verzugszinsen von 6 v. H. vom Tage der ersten Vor-
zeigung, nämlich do ab“. Der Zeitpunkt, von dem an
die Zinsen zu berechnen sind, ist nicht anzugeben, wenn die Post die erste
Vorzeigung des Wechsels bewirkt. Hat der Auftraggeber die Einziehung
der Zinsen verlangt, so wird der Wechsel nur gegen Bezahlung der Wechsel-
summe und der Zinsen ausgehändigt, bei Nichtzahlung auch nur der
Zinsen aber wegen des nicht gezahlten Betrags Protest mangels Zahlung
erhoben.

C. Als Zahlungstag gilt der Fälligkeitstag des Wechsels oder, wenn dieser
ein Sonn= oder Feiertag, ist, der nächste Werktag. Fällt der Schlußtag

der Feite zur Vorzeigung des Wechsels auf einen Sonn= oder Feiertag,
so wird der Wechsel am nächsten Werktage zur Zahlung vorgezeigt. DiePostverwaltung behält sichvor,die Vorzeigung der Wechsel, deren Pro-testfrilt am 31. Juli 1917 Goel. B) abläust, auf mehrere vorhergehende

age zu verteilen.
2. Die Aenderungen treten sofort in Kraft.
Berlin, 30. März 1917.

Der Reichskanzler.
In Vertretung



5. Gesetz
vom 5. April 1917,

Gemeinderats= und Gemeindevorstandswahlen betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich XXV.
Reuß Aelterer Linie verordnen

MWir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr von Plauen,
Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein,

K K 1c.

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,
mit Zustimmung des Landtags was folgt:

§ 1.

In denjenigen Gemeinden des Fürstentums, in welchen in den Jahren 1917
und 1919 eine Neuwahl von Gemeinderatsmitgliedern stattfinden müßte, wird diese
Neuwahl um 1 Jahr verschoben und die Amtsdauer aller dermaligen Mitglieder
des Gemeinderats um 1 Jahr verlängert.

8 2.

Wahlen zum Ersab außergewöhnlich ausgeschiedener Gemeinderatsmitgliederkinden vor Mitte November 1918 nicht statt. Ausnahmen können von taider
Laudesregierung Krlal en werden, un ohne die Ersatzwahlen der Gemeinderat
nicht arbeitsfähig sein sollte.

88.
esctelung des Mitgliederbestandes des Gemeinderats und Berechnungder nag Uel 19 der Gemeindeordnung erforderten Zweidrittelmehrheit sind die

Gemeinderatemicglieder, welche infolge des gegenwärtigen Kriegszustandes zum Dienstim Heere oder in der Marine einberufen oder freiwillig eingetreten und deshalb
verhindert sind, nicht mitzuzählen.

Ferner gilt, solange Ersatzwahlen nach § 2 nicht stattgefunden haben, für
die Berechnung der Beschlußfähigkeit nach Artikel 119 der Gemeindeordnung der
Bestand der Gemeinderatomitglieder als um die Zahl der etwa außergewöhrlich
ausgeschiedenen Gemeinderatsmitglieder vermindert.



84.
Die Amtszeit von Mitgliedern des Gemeindevorstandes, die in den Jahren

1917 oder 1918 ablaufen würde, wird bis Ende des Jahres 1918 verlängert.
Durch die Verlängerung werden für die Gemeindevorstände weitergehende Ansprüche,
als ihnen bisher aus dem Dienstverhältnis zustanden, nicht begründet.

Gegeben Schloß OÖsterstein, den 5. April 1917.

(gez.) Heinrich XXVII.
(Siegel.) (Gges.) v. Meding.

6. Gesetz
vom 13. April 1917

über die weitere Verlängerung der Landtagsmandate aus Anlaß des
gegenwärtigen Krieges.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich XXW.
Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr von Plauen,
Herr zu Gereiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein,

r. K. rc.

Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie
mit Zustimmung des Landtags was folgt:

l1.
Die durch die Gesetze vom 7. November 1914, 18. November 1915 und

20. Juni 1916 (Gesetzsammlung für 1914 S. 176, für 1915 Seite 80 und für
1916 Seire 36) verlängerte Dauer der derzeitigen Landtagsmandate wird über ihre
Ablaufszeit hinaus um ein weiteres Jahr verlängert.
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6#2.
Das Gesetz vom 18. Mai 1913, den Landtog betreffend, tritt, soweit es

nicht bereits in Kraft ist, erst mit dem Zeitpunkt in Kraft, an dem nach §8 1 die
Hälfte der derzeitigen Landtagsabgeordneten auszuscheiden hat; mit diesem Zeitpunkt
erlöschen auch erst die Mandate der Ersten Bürgermeister von Greiz und Zeulenroda.

83.
Die vorstehenden Bestimmungen treten mit isrer 9erkündung in Kraft.Gegegeben Schloß Osterstein, den 13. AprilGez.) gelurich XXVI.

(Siegel.) (ggez) v. Meding.

7. Gesetz
vom 13. April 1917

zur Abänderung des Gesetzes vom 10. Juni 1916, betreffend die Er-
hebung von Zuschlägen zur Einkommensteuer und zur Vermögenssteuer.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich XX.
Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Geinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr von Plauen,

Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schlen und Lobenstein,
Regent des Fürstentums Reuß Melkrrer Linie,

mit iuiuean des Landtags was folgt:
81 Gesetzes vom 10. Juni 1916, betreffend die Erhebung von Zu-schlägen zur n ehe ue und zur Vermögenssteuer (Gesetzsammlung Seite 27)
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wird dahin abgeändert, daß die Zuschläge für das Rechnungsjahr 1917 betragen
zu der Einkommenstener in den Steuerstusen

von mehr als 3000 Mk. bis 6000 Mk. 6 Prozent
„ 10

„ „ „ 68000 „ „ 92000 „ 90 „

„ „ „ 92000 „ „ 96000 „ 95 „

„ „ 96000 „ „ „ 100 »

Zu der Vermögenobener —unter insoweiter Abänderungbes Artikels III
des Gesetzes vom 21. Dezember 1911 Geschsommlung S. 139

beieiVerndgen bis 5000 25 **e„ von mehr als » » 2 150000 Mk. 50

„ 5„ „ „ „ 0000 „ „ 300000 „ 75 „

„ „ „ „ „ 300000 „ 100 „

der zu entrichtenden Steuer.

Gegeben Schloß Osterstein, den 13. April 1917.

(gez.) Heinrich XXVI.
(Siegel.) (ggez.) v. Meding.



8. Gesetz
vom 13. April 1917,

betreffend Erhebung eines Zuschlags zur Reichserbschaftssteuer.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich XXW.
Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Neuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr von Plauen,
Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein,

rc. rc. rc.
Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

mit Zustimmung des Landtags was folgt:
8 1.

Zu der nach den Vorschriften des Reichserbschaftssteuer-Gesetzes (Reichs-Ge-
setblatt 1906 Seite 654 und 1913, Seite 521) veraulagten Steuer wird zugunsten
des Staates ein Zuschlag von 25 vom Hundert erhoben.

8 2.
Der Zuschlag ist gleichzeitig mit der Reichssteuer anzusetzen und zu erheben.
Aenderungen der Steuer im Beschwerdeverfahren (s 46 des Reichserbschafts-

steuer-Gesetzes) oder infolge der Ergreifung des Rechtswegs (§ 57 das.) haben ent-
sprechende Aenderung des Zuschlags zur Folge, auch wenn die Rechtsmittel nicht
ausdrücklich auf ihn ausgedehnt worden sind.

Unterliegt der Verpflichtete einer Geldstrafe nach § 49 Absatz 1 des Reichs-
erbschaftssteuer-Gesetzes, so ist diese Strafe auch von dem Zuschlage zu berechnen.

Im übrigen finden die Vorschriften des Reichserbschaftsstener-Gesetzes auf
den Zuschlag entsprechende Anwendung.

Gegeben Schloß Osterstein, den 13. April 1917.
(gez.) Heinrich XXVII.

(Siegel.) (#gez.) v. Meding.





Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
&amp; 4.

(Ausgegeben am 15. Mai 1917.)

9. Gesetz
vom 11. Mai 1917,

betreffend die Ergänzung des Einkommensteuergesetzes und des
Vermögenssteuergesetzes.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich XXW.
Neuß Aeltcerer Linie verordnen

Wir Heiurich; der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linic,

Graf und Herr von Plauen,
Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein,

. rc. c.
Regent des Fürstentums Reuß Aelterer Linie,

mit Zustimmung des Landtags was folgt:
§ 1.

Abweichend von den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes erfolgt die Ver-
anlagung des gesammten Einkommens einer Person nach dem Ergebnisse des dem
Steuerjahr vorangegangenen Kalender= oder Geschäftsjahres, wenn ihr in diesem
Jahre während des gegenwärligen Kriegs aus gewerblicher Tätigkeit oder aus gewinn-
bringeuder Beschäftigung oder als stillem Gesellschafter oder als Mitglied einer
Gesellschaft mit beschränkter Hastung Beträge zugeflossen sind, die bei der Veranlagung
nicht zur Anrechnung gelangen, weil die Einkommensquelle vor Beginn des Steuer-
jahres weggefallen ist oder sich wesentlich geändert hat. Auch Einkünfte aus einer
einmaligen Tätigkeit sind hierbei in Anrechnung zu bringen.

•



16

Bei dieser Berechnung (Absatz 1) ist bei Quellen, deren Ergebnis nach den
Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes auf Grund einer Durchschnittsberechnung
zum Ansatze gelangt, nicht das Ergebnis des letzten Geschäftsjahrs, sondern die
Durchschnittsberechnung maßgebend.

Rührt das Einkommen ganz oder teilweise aus der Beteiligung an einer
während des Krieges aufgelösten Gesellschaft mit beschränkter Haftung her, so er-
streckt sich die Steuerpflicht auch auf den Anteil an den während des Krieges auf-
gesammelten Rückstellungen der Gesellschaft.

62.
Hat sich während des Krieges eine nach § 3 Nr. 2 des Einkommensteuer-

gesetzes steuerpflichtige Gesellschast in einc andere steuerpflichtige Gesellschaft umge-
wandelt oder haben sich mehrere steuerpflichtige Gesellschaften zu einer neuen Ge-
sellschaft vereinigt, so ist die neu entstehende Gesellschaft von dem Zeitpunkt ihres
Entstehens ab steuerpflichtig. Die Veranlagung erfolgt nach dem durchschnittlichen
Ergebnisse der drei der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen Geschäftsjahre, wenn
die übernehmende und die übernommene Gesellschaft zusammen mindestens drei Jahre
bestanden haben, andernfalls nach der Dauer der kürzeren Zeit des Bestehens. Soweit
in die Durchschnittsberechnung das Ergebnis von Geschäftsjahren einzustellen ist, während
die übernehmende Gesellschaft noch nicht bestanden hat, gelten die bilanzmäßigen Er-
gebnisse der übernommenen Gesellschaft als Einkommen der übernehmenden Gesellschaft.

Hot während des HKrieges eine schon bestehende struerlichige Gesellschafteine andere Gesellschaft oder deren Vermögen übernommen, so werden die bilanz-mäßigen Ergebnisse, die die übernommene Gesellschaft in den für c Dunhschniul-
berechnung in Betracht kommenden Jahren erzielt hat, dem Einkommen der über-
nehmenden Gesellschaft hinzugerechnet.

Die vorstehenden Bestimmungen finden auf die sonstigenin § 3 Ziffer

. deen Einkommensteuergesetzes bezeichneten nichtphysischen Personen entsprechendenwendung.

Die vorstehenden Vorschriften 6 *5 und 2) kommen nur zur Anwendung,
wenn das danach berechnete Einkommen das nach den Vorschriften des Einkommen-
steuergesetzes zu veranlagende Einkommen üÜbersteigt.

Die Steuerpflichtigen haben die zu der Veranlagung erforderlichen Angaben

zu nachn und auf Erfordern nachzuweisen.1 findet keine Anwendung auf die Dienstbezüge von Militärpersonen,Neichabenen unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, Hof= und Kammer=
beamten, Geistlichen und Lehrern an öffentlichen Unterrichtsanstalten bei deren Aus-
scheiden aus dem Dienste, auf die Bezüge der Privatbeamten, welche die Friedens-
bezüge nicht erheblich überschritten haben, und auf den Verdienst der Arbeiter,
Dienstboten und Gewerbegehilfen aus dem Arbeits= und Dienstverhältnis.
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84.
Unter Zugrundelegung der Vorschriften der 88 1, 2 und3hat auch die

Berichtigung schon stattgefundener Veranlagungen zu erfolgen. Sie hat für die-
jenigen Stenerjahre zu unterbleiben, für welche die zu erhebende Nachsteuer den
Betrag von 100 Mk. nicht erreicht.

7 Absatz 2 und 4 des Einkommensteuergesetzes finden auf die Berich-
tigungen Anwendung.

Die nach § 58 des Einkamnchsenengefet wegen Wegfalls einer Ein-
kommensquelle zu gewährende Steuerermäßigung ist zu versagen, insoweit durch die
Ermäßigung Beträge der § im 1 genaunten Art der Besteuerung entgehen würden.
Bereits bewilligte Ermäßigungen sind zurückzunehmen.

5 6.
Dem § 57 des Einkommensteuergesetzes tritt als Absatz 2 hinzu: In gleicher

Weise ist eine neue Veranlagung vorzunehmen, wenn die Vermehrung des Ein-
kommens dadurch eintritt, daß nach dem Ausscheiden aus dem Militärdienst oder
nach Wiederaushebung der Kriegsformation

1. Steuerpflichtige aus neu aufgenommener gewerblicher Tätigkeit oder
gewinnbringender Beschäftigung Einkommen beziehen oder

2. Offiziere oder Beamte in den Genuß der Friedensbezüge treten.

§ 7.
Der § 40 des Einkommensteuergesetzes wird durch folgende Bestimmung

ersetzt:
Wer die ihm obliegende Steuererklärung nicht innerhalb der vorgeschriebenen

Frist abgibt, hat neben der im Veranlagungs= und Rechtsmittelverfahren endgültig
festgestellten Steuer einen Zuschlag von 5 zu derselben zu zahlen.

Wer die Steuererklärung nicht längstens innerhalb 2 Wochen nach einer
nochmaligen, an ihn zu richtenden, besonderen Aufforderung abgibt, hat einen
serneren Steuerzuschlag von 25% zu entrichten. #

Die Festsetzung des Zuschlags (Absah 1 und 2) steht dem Fürstlichen
Steueramt zu, gegen dessen Entscheidung innerhalb 4 Wochen die Beschwerde an
Fürstliche Landesregierung zulässig ist. Die Festsetzung unterbleibt, wenn Umstände
dargetan werden, welche die Versäumnis entschuldbar machen.

Wird die Steuer im Laufe des Jahres auf Grund der §§ 58 oder 59
ermäßigt oder in Abgang gestellt, so tritt auch eine entsprechende Ermäßigung oder
Absetzung des Zuschlags ein.

Wer die ihm obliegende Steueranmeldung (8 39 des Einkommensteuerge-
setzes) nicht ordnungsgemäß einreicht, hat gegenüber dem im Veranlagungs= und

4
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Rechtsmittelverfahren endgültig festgestellten Kapitaleinkommen einen um 5 v. H.
und im Falle des Absatz 2 dieses Paragraphen um 25 v. H. erhöhten Betrag als
Kapitaleinkommen zu versteuern. Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 finden
entsprechende Anwendung.

Der Gemeindebestenerung sind die nach Vorstehendem sich ergebenden er-

höhten Stenersätze und swwiceiamwz zu Grunde zu legen.
ß 22 des keisi i2 dird durch folgende Bestimmung erseßt:
§ 40 Ubsaß1bis 4 des Einkommensteuergesetzes vom 21. Dezember 1911

in der Fassung des vorstehenden uunrn sindel entsprechende Anwendung.
Die §8 7 und 8 finden auf b 5- vorliegende Fälle unterlassener Steuer-

erklärung, Steueranmeldung oder Vermögensanzeige im laufenden Veranlagungs-
verfahren keine Anwendung und bewendet es bezüglich ihrer bei den Bestimmungen
der §§ 40 E-St.-G. und 22 Verm.-St.-G. alter Fassung.

10.
In 8 09II Ziffer 1 des Einkommensteuergesehes vom 21. Dezember 1911

werden die Worte: „Vor Beginn der Einschäzung“ gestrichen.

Furstliche Landesregierung kann Ausnahmen von den Bestimmungen der
#§8 1—6 bewilligen, wenn durch ihre Anwendung eine unbillige Härte oder eine
mehrfache Heranziehung desselben Einkommens zur Einkommensteuer herbeigeführt
wird.

Ermäßigungen, die auf Grund des vorstehenden Absatzes gewährt werden,
sind auch für die kommunale Besteuerung maßgebend.

812.
Fürstliche Landesregierung ist ermächtigt, die Voraussehungen zu bestimmen,

unter denen in den Fällen der §§ 57 und 67 des Einkommensteuergesehes und
der 96 27 und 32 des Vermögenssteuergesetzes vom 21. Dezember 1911 von der
Nachforderung geringfügiger Steuerbeträge abzusehen ist.

8 13.
Fürstliche Landesregierung wird mit der Ausführung dieses Gesehes beauftragt.
Urkundlich haben Wir dieses Geset Höchsteigenhändig vollzogen und Unser

Furstliche- Insiegel beifügen lassen.Gegeben Neue Burg Greiz, den 11. Mai 1917.

(gez.) Heinrich XXVII.
(Siegel.) (Soez.) v. Meding.
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10. Verordnung,
die Viehzählung am 1. Juni 1917 betreffend.

. Auf Anordnung des Bundesrats findet am 1. Juni 1917 eine Vieh-
zählung statt. Ueber die Ausführung wird folgendes verordunet:

Die Zählung erstreckt sich auf Pferde, Rindvieh, Schafe und Schweine.
 Die Zählung geschieht gemeindeweise mit Zählungslisten durch den

Gemeindevorstand. Diesem bleibt überlassen, sich dabei der Gemeinde-
beamten zu bedienen oder besondere Zähler zu bestellen. Größere Ge-
meindebezirke sind vom Gemeindevorstand in eine entsprechende Anzahl

von Bichlbeirken zu teilen. Zählungslisten gehen den Gemeindevor-tänden zu

.Die Zählungslisten sind am 1. Juni d. J. in der Weise auszufüllen,
daß die mit der Aufnahme betraunten Personen das zu zählende Vieh
von Haushaltung zu Haushaltung ermitteln undin die Liste eintragen.

. Die mit der Zählung beauftragten Personen sind vom Gemeindevor-
stand zu gewissenhafter Ausführung, im besonderen zu sorgfältiger Be-
obachtung dieser Verordnung und der auf der letzten Seite der Zäh-
lungsliste abgedruckten Anweisung anzuhalten. Die Zähler haben die
von ihnen ausgefüllten Zählungslisten aufzurechnen, zu unterschreiben
und spätestens bis zum 2. Juni an den Gemeindevorstand abzuliefern.

Die Gemeindevorstände haben die Zählungslisten auf ihre Vollständig-
keit und auf die Richtigkeit der Einträge zu prüfen und, sofern der
Gemeindebezirk in mehrere Zählbezirke eingeteilt war, das Zählungs-
ergebnis in einer besonderen Zählungsliste für den ganzen Gemeinde-
bezirk zusammenzuzählen. Nach Bescheinigung der Nichtigkeit und Voll-
ständigkeit sind die Zählungslisten

u. von den Gemeindevorständen des platten Landes sofort bei dem
Fürstlichen Landratsamt in Greiz einzureichen, das die Listen in
dauerhafter Verpackung bis spätestens zum 5. Juni an das Thü-
ringische Statistische Amt in Weimar portofrei einsendet,

b. von den Gemeindevorständen der Städte zum gleichen Zeitpunkt
unmittelbar und portofrei an das vorgenannte Statistische Amt
einzusenden.

Das Thüringische Statistische Amt ist beauftragt, die Zählungslisten
zu prüfen und die Ergebnisse zusammenzustellen. Die Gemeindevor-
4 haben die Pflicht, allen Anforderungen des Statistischen Amtes,
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die zur Durchführung der Zählung an sie gestellt werden, sorgsältig
und mit größter Beschleunigung zu entsprechen.

8. Wer wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben zu der Vieh-
zählung macht, wird mit Gefängnie bis zu sechs Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu zehntausend Mark bestraft; auch kann Vieh, dessen
Vorhandensein verschwiegen worden ist, im Urteil für dem Staate ver-
fallen erklärt werden.

Greiz, den 12. Mai 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

11. Mnn EKWM. 1 4.
 14. Mai1betreffend die Erheonen eines Zaldllege zur qriehesteuer.

Zur Ausführung des 8 4 des Gesetes über die Erhebung eines Zuschlags
zur Kriegssteuer vom 9. April 1917 (Reichs-Gesetzblatt Seite 349) wird folgendes
bestimmt:

Ein Kriegsabgabepflichtiger, der 7 durch die Festsetzung des Zuschlags zur
Kriegssteuer (§§ 1 und 2 des Gesetzes) beschwert fühlt, kann bei dem Besitzsteuer-
amte binnen 4 Wochen von der Eröffnung der Feststellung an Beschwerde einlegen.

82
Erachtet das Besitzsteueramt die Beschwerde für begründet, so kann es ihr

von sich aus ohne weiteres abhelfen; andernfalls hat es die Akten unter Kenn-
zeichnung seiner Stellungnahme zu der Beschwerde Fürstlicher Landesregierung zur
Entscheidung vorzulegen.

Die Entscheidung Fürstlicher Landesregierung ist endgültig.
Greiz, am 14. Mai 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
 5.

(Ausgegeben am 9. Juni 1917.)

12. Landtagsabschied
für den sechsundzwanzigsten außerordentlichen Landtag.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich XXW.
Reuß Aellerer Linie urkunden

Wir HDeinrich der FLiebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr von Plauen,

Herr zu Greiz, Kranichfeld, Gera, Sälei, und Lobenstein,c :
Regent des Fürstenlums Reuß Aclierer Linie.

Am Schlusse des von uns auf den 12. März laufenden Jahres einberufenen
XXVlI. außerordentlichen Landtags des Fürstentums eröffnen wir in Gemähheit
des § 35 der Verfasst ungsurkunde dem Landtage Unsere Entschließung bezüglich der
stattgehabten Verhandlungen, wie folgt:

Die Vorlagen an den Landtag anlangend, so haben die Gesetze

I. betreffend die weitere Tarlingerung der Landtagsmandate aus Anlaßdes gegenwärtigen Kriege
2. betreffend Gemeinderats- zo Gemeindevorstandswahlen,
3. betreffend die Ergänzung des Einkommensteuergesetzes und des Ver-

mögenssteuergesetzes,



4. betreffend Erhebung eines Zuschlags zur Reichserbschaftssteuer,
5. betreffend Abänderung des Gesehes vom 10. Juni 1916, betreffend

die Erhebung von Zuschlägen zur Einkommensteuer und zur Ver-
Mögenssteuer,

bereits durch deren in Uebereinstimmung mit den Erklärungen bezw. Anträgen des
Landtags erfolgten Erlaß ihre Erledigung gefunden.

Die Gesetze betreffend
6. die Landeserbschaftssteuer,
7. die Abänderung des Gemeindeabgabengesetzes vom 21. Dezember 1911,

werden, und zwar das Landeserbschaftsstenergesetz unter Berücksichtigung der von
dem Landtage beantragten Aenderungen, demnächst veröffentlicht werden.

Ferner haben die Vorlagen an den Landtag, betreffend

Aufwendungen für Kriegswohlfahrtspflege,
 ml Gewährung allgemeiner Kriegsteuerungszulagen und Kinderzulagen an

Staatsdiener pp., Geistliche, Volksschullehrer und Pensionäre,
Beitrag zur Deckung der Verwaltungskosten der sozialen Kriegs-
invalidenfürsorge in Thüringen,
die auf das Fürstentum entfallenden Kosten des „Ernährungsamts der
Thüringischen Staaten“,
Mitteilung über den Stand des Kapitalvermögens des Landes,

 Vereinbarung wegen des Gehaltes des Direktors des gemeinschaftlichen
Oberversicherungsamtes Gera.

k Staatszuschuß zur Verbilligung der Fleischzulage an die minderbemittelte
Bevölkerung,

15. Aufnahme von langfristigen Darlehen des Staates,

 die Einrichtung des neuen Landeserbschaftssteneramtes,
sämtlich durch Entgegennahme der Erklärungen des Landtags bezw. durch Unsere
Genehmigung der vom Landtage beantragten Abänderungen und Zusätze zu einigen
der vorbezeichneten Vorlagen ihre Erledigung gefunden.

17. Anlangend die Stellungnahme des Landtags zu der Vorlage über die
Abänderung des Gesehes vom 25. Januar 1871, die Bildung eines
Landesausschusses betreffend, behalten Wir Uns die weitere Entschlie-
bung vor.

—

— —
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18. Mit Bezug auf den Antrag des Landtags, betreffend Verhandlung mit
Fürstlicher Kammer wegen Uebernahme eines angemessenen Teils zur
Tragung der Lasten des Staarshaushalts, haben Wir Fürstliche
Landesregierung ermächtigt, mit Fürstlicher Kammer wegen eines Bei-
trags zu den Lasten des Staatshaushalts ins Benehmen zu treten.

Wir versichern Unseren getreuen Landtag Unserer Huld und Gnade und
haben zu Bekundung des Vorstehenden gegenwärtigen

Taudtagsabschied
ausfertigen lassen und unter Beidrückung Unseres Fürstlichen Insiegels Höchsteigen-
händig vollzogen.

Gegeben im Felde, den 8. Juni 1917.

(#ez.) Heinrich XXVII.
(Siegel). (agez) v. Meding.

13. Gesetz
vom 24. Mai 1917

zur Abänderung des Gemeindeabgabengesetzes vom 21. Dezember 1911.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich XXW.
Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr von Plauen,

Herr zu Greiz ranichsed Lera. Schein und Lobenstein,
Regent d Fürsteniuna Reuß lleliccer Linie,

mit Zustimmung des Landtags, was folgt:
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Einziger Paragraph.
In 8 31 Absat 2 des Gemeindeabgabengesehes vom 21. Dezember 1911

(Gesetzsammlung S. 123) werden in Satz 1 das Wort „örtlichen“ und der dritte
Satz „Unbeschadet — bis — ermächtigt werden“ gestrichen.

Gegeben Schloß Osterstein, den 24. Mai 1917.

(gez.) Heinrich XXVI.
(Siegel). (agez.) v. Meding.

14. Landeserbschaftssteuergesetz.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich XXW.
Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Heinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr von Plauen,

Herr zu Greiz, Kranichfeld, Ger, Säälei und Lobenstein,
c.

Regent des züclentun Reuß Niln#r Linie,
mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

Gegenstand der —
Von dem folgenden, der Aeichsb hastosteuer nicht unterfallenden Erwerbe

von Todes wegen wird eine Landeserbschaftssteuer erhoben:
1. dem Erwerbe, der anfällt:

#a) ehelichen Kindern und solchen Kindern,Mee die rechtliche Stellungehelicher Kinder zukommt (jedoch mit Ausschluß der an Kindesstatt
angenommenen Kinder), sowie eingekindschafteten Kindern,



25

b) unehelichen Kindern aus dem Vermögen der Mutter oder der mütter-
lichen Voreltern,

e) Abkömmlingen der zu a und b bezeichneten Kinder,
d) dem überlebenden Ehegatten;

2. dem an Wert 10000 Mk. nicht übersteigenden Erwerbe, der anfällt:

#a) leiblichen Eltern,
b) Großeltern und entfernteren Voreltern,
) unehelichen vom Vater anerkannten Kindern und deren Abkömmlingen,
4) an Kindesstatt angenommenen Personen und deren Abkömmlingen,

soweit sich auf diese die Wirkungen der Annahme an Kindesstatt
erstrecken.

Als Erwerb von Todes wegen gilt, was nach § 1 Absatz 2 bis § 4 des
Neicheerbschaftssteuergesetes als solcher anzusehen ist. Die Bestimmung des § 4der an Kindesstatt angenommenen Personen findet auch aufnerpflichtlerbliche btnerisal und auf Ehegatten Anwendung. Wächst im Falle der Fort-

setzung der ehelichen Gütergemeinschaft der Anteil der anteilberechtigten Abkömmlinge
dem überlebenden Ehegatten an, so ist die Hälfte des Gesamtguts als von Todes
wegen erworben zu betrachten.

Gegenstand der Landeserbschaftsstuer sind ferner Schenkungen unter Leben-den nach näherer Vorschrift des8

Räumliche Herrschaft des Gesetzes.
82.

Die Steuer wird erhoben,
wenn derjenige, aus dessen Vermögen der Erwerb anfällt (der Erblasser),

zur Zeit seines Todes oder, sofern der Erwerb bei seinen Lebzeiten an-
fällt, zur Zeit des Anfalls an den Erwerber seinen Wohnsitz im Fürsten-
tum hatte,
wenn er Staatsangehöriger des Fürstentums war, ohne zur genaunten
Zeit in einem deutschen Bundesstaate einen Wohnsit gehabt zu haben,

4 wenn er Ausländer war oder zwarDeutscher war, aber keinem deutschen
Bundesstaate angehörte und zur genannten Zeit, ohne einen Wohnsitz zu
haben, seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Fürstentum hatte,

lwenn im deutschen Reiche befindliches Vermögen eines Ausländers oder
eines keinem Bundesstaate angehörigen Deutschen, der zur genannten Zeit
weder einen Wohnsiy noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt im deutschen
Reiche hatte, einem Erwerber anfällt, der zu eben dieser Zeit im Fürsten-
tum einen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat.

—

#



8 3.

Von Grunzstücen, die im Fürstentume belegen sind, ist die Steuer zu erheben,auch wenn die im § 2 inBezug auf Wohnsitz, Aufenthalt oder Staatsangehörig-keit des Erblassers kestmmen Voraussetzungen nicht gegeben sind.

Grundstücke, die im Gebiete eines anderenBundesstaates oder im Auslande
liegen, gehören nur dann zur steuerpflichtigen Masse, wenn in dem Staate, in dessen
Gebiete sie liegen, keine Erbschaftssteuer von ihnen erhoben wird.

Den Grundstücken stehen Berechtigungen gleich, für die die auf Grundstücke
sich beziehenden Vorschriften gelten.

84.
Soweit sich das bewegliche Vermögen eines Erblassers, der zu ber in 82

genannten Beit einem deutschen Bundesstaate angehörte, im Auslande befindet, wird
die in dem auswärtigen Staate erweislich gezahlte Abgabe auf Antrag auf die
dafür zu entrichtende Landeserbschaftssteuer angerechnet. Soweit es sich in einem
deutschen Schuthgebiete befindet, unterliegt es der Landeserbschaftssteuer nicht, wenn
der Erblasser zu der bezeichneten Zeit, ohne im Fürstentum einen Wohnsi zu haben,
in diesem Schuthgebiete seinen Wohnsih oder in Ermangelung eines Wohnsiges seinen
gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat.

86.
Wenn der Erblasser ein Ausländer war, wird die Steuer insoweit nicht

erhoben, als nachgewiesen wird, daß in seinem Heimatsstaate im umgekehrten Falle
in Ansehung der von dem Erwerb aus dem Vermögen eines Deutschen zu entrich-
tenden Erbschaftssteuer Ermäßigung oder Befreiung gewährt wird.

Der Erwerber eines nach § 2 Nr. 4 steuerpflichtigen Anfalls hat das Recht
des Abzugs einer für denselben Erwerb im Auslande erweislich entrichteten Stener.

| 6.
Im übrigen finden in Ansehung der räumlichen Herrschaft des Gesetzes die

Vorschriften der 38 5—7 des Reichserbschaftssteuergesetzes siunngemäße Anwendung.
Als deutscher Bundesstaat gilt auch das Reichsland Elsaß--Lothringen.

87.
In den Fällen der §§ 2 bis 6 kommen Schulden und Lasten, die nur auf

einem steuerfreien oder nur auf einem steuerpflichtigen Teile der Masse haften,
behufs der Verechnung der Stener bei demjenigen Teil in Abzug, auf dem sie haften.

Schulden und Lasten, die sowohl auf dem steuerfreien wie auf dem steuer-
pflichtigen Teile der Masse basten. kommen von dem letzteren nur nach dessen Ver-
hältnis zur gesamten Masse inAbzug-
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In das Grundbuch eingetragene Schulden, für die der Eigentümer zugleich
persönlich haftet, gelten zunächst als Lasten des Grundstücks und kommen nur rück-
sichtlich des durch das Grundstück nicht gedeckten Betrags bei der übrigen Masse in
Anrechnung.

Betrag der nundeperschftefenr.
Die Landeserbschaftssteuer i7

1. in den Fällen des 3 1 Ziffer 1
1. für Kinder (a und b) 2 vom Hundert,
2. für andere Abkömmlinge (e) 4 vom Hundert.
3. für den überlebenden Ehegatten (d)3vomHundert. Ist der überlebende

Ehegatte jedoch neben Abkömmlingen zur Erbschaft berufen, so kommt
die Steuer nur mit 2 vom Hundert zur Erhebung, insoweit der Anfall
den gesetzlichen Erbteil von einem Vierteile (51931 B.G.B) nicht übersteigt.

II. in den Fällen des § 1 Ziffer 2
1. für Eltern (a) 4 vom Hundert,

2. für Voreltern (b) 6 vom Hundert,
3. im übrigen (c und d) ebenfalls 6 vom Hundert.

Uebersteigt der Wert des Erwerbs den Betrag von
50000 Mk, so wird das

übersteigt er den Betrag von
100000 Mk., so wird das
50000

200000,
250000 „

300000
350000 ,

400000 „

450000 „

500000 ,

600000 „

700000 „

300000 „

1900000 »1000000
der im Absatz 1 bestimmten Sate erhoben.

Uebersteigt der Wert des Erwerbs eine der im Absatz 2

1½ fache,

17/10 fache,
15 „ „

»

-e-,«3-10»-

bezeichneten Wert-
grenzen, so wird der Unterschiedsbetrag zwischen dem nach Absatz 2 anzuwendenden
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höheren Satze und demjenigen, der vorangehenden Wertklasse nur insoweit erhoben,
als er aus der Hälfte des die Wertgrenze übersteigenden Betrags des Erwerbs
gedeckt werden kann.

Befreiungen.
95 9.

Von der Entrichtung der Landeserbschaftssteuer befreit sind der Landesfürst
und die Landesfürstin.

"6.
Von der Landeserbschaftssteuer bleibt frei:

1.

2.

2

2

—*

ein Erwerb in Gemäßheit des § 1969 B. G. B.

die Befreiung von einer Schuld, sofern der Erblasser sie mit Rücksicht
auf die Notlage des Schuldners angeordnet hat und eine Notlage auch
durch den Erbfall im wesentlichen nicht beseitigt wird, soweit nicht die
Steuer aus der Hälfte eines neben der erlassenen Forderung dem
Bedachten zukommenden Anfalls gedeckt werdenkann,

 der Erwerb, der in Kleidungsstücken, Betten, Wäsche, Haus= und Küchen-
gerät besteht, wenn diese Sachen nicht zum Gewerbebetrieb oder zum
Verkaufe bestimmt waren und der Wert des Erwerbs dieser Art den
Betrag von 5000 Mk. nicht übersteigt. Auf den Abzug der Schulden
und Lasten von dem Werte der bezeichneten Sachen finden die Vor-
schriften des § 7 entsprechende Anwendung,
der Erwerb, der leiblichen Eltern, Großeltern und entfernten Voreltern
ansällt, soweit er in Sachen besteht, die sie ihren Abkömmlingen durch
Schenkung oder Uebergabevertrag zugewandt hatten,

k der Erwerb, der der Witwe, den Abkömmlingen (§ 1a—e) oder den
Eltern eines Angehörigen der bewaffneten Machl des deutschen Reichs,
der an dem gegenwärtigen Kriege teilgenommen hat oder im Kriege
gefallen oder an einer im Kriege erlittenen Verwundung oder Krank-
heit vor oder innerhalb von zwei Jahren nach Friedensschluß verstorben
oder während des Krieges vermißt und in der Folge für tot erklärt
worden ist, aus dessen Nachlaß anfällt, sofern der Wert des Erwerbs
0 000 Mk. nicht übersteigt, in jedem Falle aber dann, wenn der Wert
des Nachlasses nicht über 20 000 Mk. beträgt. Uebersteigt der Wert
des Erwerbs 10 000 Mk, aber nicht 30 000 Mk, so bleibt der über-
steigende Teil zur Hälfte steuerfrei; das Gleiche wenn der Wert des
Nachlasses mehr als 20 000 Mk, aber nicht mehr als 40 000 Mk.
beträgt. Bestehen Zweifel, ob die Voraussetuungen für die Anwendung
der Vorschriften unker Satz 1 in der Person des Erblassers vorliegen,
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so entscheidet darüber die Fürstliche Landesregierung unter Ausschluß
s Rechtswegs. Ist bereits eine Erbschaftssteuer (nach dem Landes-

gesetz vom 3. März 1875, die Erbschaftsstener betreffend) erhoben, so
ist sie auf Antrag zurückzuerstatten,

 der Erwerb, dessen Wert nicht übersteigt den Betrag von
a) 2000 Mk,
b) 3000 Mk. bei dem überlebenden Ehegatten, sofern er entweder über-

haupt nicht zusammen mit Abkömmlingen (§ 1a—c) oder aber nur
zusammen mit volljährigen Abkömmlingen erbt, sowie bei Eltern,
wenn dos seitherige Vermögen des betreffenden Ehegatten oder Eltern-
teils nicht mehr als 3000 Mk beträgt,

c) 4000 Mk. bei dem überlebenden Ehegatten, sofern er mit einem
oder mehreren minderjährigen Abkömmlingen zusammen erbt, sowie
bei Abkömmlingen, wenn das seitherige Fermöhen des betreffendenEhegatten oder Abkömmlings nicht mehr als 2000 Mk. beträgt.
Bei minderjährigen Abkömmlingen erhöht sich die Befreiungsgrenze
von 4000 Mk. für jedes Jahr, um das sie zur Zeit des Erwerbs
jünger waren als 21 Jahre, um 200 Mk. bis zum Hochstbetrage
von 800 k.,

a) 8000 Mk. bei allen denjenigen Erwerbern, die infolge ihrer körper-
lichen und geistigen Gebrechen und unter Verücksichtigung ihrer bis-
herigen Lebeusstellung als dauernd erwerbsunfähig zu betrachten sind,
sofern nicht die Erwerbsunfähigkeit durch den Besitz sonstigen Ver-
mögens oder Einkommens — beides einschließlich des durch den

Erbfall erworbenen — raitusss ausgeglichen ist.

—

81Im Sinne des § 8 Absatz 2, des " 10 Nr. 3, 5 und 6 sowie bei Fest-
stellung des Wertes zu § 1 Nr. 2 sind mehrere einem Erwerber seitens desselben
Erblassers innerhalb fünf Jahren zugefallene Vermögensvorteile der in den 88 1
bis 3 des Reichserbschaftssteuergesetzes gedachten Art als ein Erwerb anzusehen,
wenn anzunehmen ist, daß die Art und Weise der Zuwendung nur zur Vermeidung
des höheren Steuersatzes oder zur Erlangung der Steuerfreiheit gewählt worden ist.

Uebersteigt der Wert einen nach § 10 Nr. 3, 5 und6steuerfreien Betrag,
so wird die Steuer nur insoweit erhoben, als sie aus der Hälste des die Wertgrenze
übersteigenden Betrags gedeckt werden um

81Soweit Grundstücke den degensaur. des Erwerbs bilden, wird bei solchen

Grundstücken, die dauernd land= oder forstwirtschaftlichen oder dauernd gewerblich
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gärtnerischen Zwecken zu dienen bestimmt sind, sowie bei solchen bebauten Grund-
stücken, die Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken zu dienen bestimmt sind und
bei denen die Bebauung und Benutzung der ortsüblichen Bebauung und Benutzung

entspricht, einschließlich der dazu gehörigen und denselben Zwecken dienenden Gebäude
und des Zubehörs ein Viertel des auf diese Grundstücke entfallenden Steuerbetrags
nicht erhoben.

Befreiung von der Steuer tritt ein, soweit im Lause der dem Anfalle vor-
hergehenden fünf Jahre die Grundstücke Gegenstand eines erbschaftssteuerpflichtigen
Erwerbs geworden sind. Ermäßigung der Steuer auf die Hälfte tritt ein, soweit
der frühere Steuerfall zwar mehr als 5 Jahre, aber nicht über 10 Jahre zurück-
liegt. Die Befreiung oder Ermäßigung tritt nicht ein, wenn die Grundstücke inner-
halb des bezeichneten Zeitraums gegen Entgelt an andere Personen als Abkömm-
linge und Ehegatten veräußert worden sind.

Bei Ermittelung des auf die Grundstücke entfallenden Steuerbetrags wird
deren Ertragswert zu Grunde gelegt.

Als Ertragswert gilt bei land= vder forstwirtschaftlichen oder Gärtnerei-
grundstücken das 25 fache des Reinerkrags, den sie nach ihrer bisherigen wirtschaft-
lichen Bestimmung bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung nachhaltig gewähren können.

Bei bebauten Grundstücken, die Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken zu
dienen bestimmt sind, gilt dagegen als Ertragswert das 26 fache des Miet= oder
Pachtertrags, der in den letzten drei Jahren im Durchschnitt erzielt worden ist oder
im Falle der Vermietung oder Verpachtung hätte erzielt werden können, nach Abzug
von ein Fünftel oder dem als erforderlich nachgewiesenen höheren Betrag für Neben-
leistungen und Instandhaltungskosten.

In allen Fällen kann der Erwerber verlangen, daß statt des Ertragswertes
der gemeine Wert der Steueweranlagung zu Grunde gelegt wird. Dieses Recht
erlischt jedoch, wenn es nicht spätestens bis zum Ablaufe der in § 14 Abs.2fest-gesetzten Beschwerdefrist geltend gemacht wird.

Auf den Abzug der Schulden und Lasten von dem Werke der Grundstücke
finden die Vorschriften des § 7 entsprechende Anwendung.

Sonstige Selnmungen.
Die Vorschriften desumrebiebeherh über die Ermittelung des

Wertes der Masse (3s 16 Absatz1 20), den bedingten Erwerb, die bedingteBelastung, die unsicheren Rechte Gs 0 den Erwerb von Vermögen ohne
die Nutzung (ss 26 und 27), die Berechnung der Erbschaftssteuer (ss 28—30),

die Hafiung für die Erbschaftssteuer (68 31 und 32), die Anmeldung des Ewerbs
(6 36), die Erbschaftssteuererklärung (§5 37—43), die Pauschbesteuerung (8 44),
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den Erbschaftssteuerbescheid (ßz 46), die Stundung (5 47), die Zwangsvollstreckung
(5 48), die Strafen (85 49 und 50), die Umwandlung der Geldstrafen (5 52),
die Kosten (§ 53) und die Verjährung der Erbschaftssteuer (§ 54) sowie die Vor-
schrift des 8 8 und die des § 57 Absatz 3 des Reichserbschaftssteuergesetzes finden

auf die Landeserbschaftssteuer siungemäße Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß
a) die Vorschrift des § 36 Absatz 2 sich auf die Eröffnung der Ver-

fügungen von Todes wegen durch die Amtsgerichte des Fürstentums
beschränkt,

5b) gegen die Entscheidung des Landeserbschaftssteueramts über Stundung
der Steuer (§ 47) binnen einer Frist von 2 Wochen Beschwerde bei
der Fürstlichen Landesregierung erhoben werden kann. Die Beschwerde
hat aufschiebende Wirkung. Die Fürstliche Landesregierung entscheidet
endgültig. Im übrigen finden die Bestimmungen des § 14 Absatz 2,
3 und 5 gegenwörtigen Gesetzes entsprechende Anwendung,

) die Vorschriften der szs 48 und 52 Abs. 2 nur auf Staatsangehörige
des Fürstenzums Anwendung zu finden haben und

4) in Ansehung der Verjährung (§ 54), bezüglich deren Beginnes und
deren Unterbrechung ergänzend die Vorschriften der SS# 19 und 20
des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche vom 26. Oktober
1899 (Gesetzsammlung Seite 25) in Anwendung zu kommen haben.

8 14.

Die Verwaltung des Erbschaftssteuerwesens wird durch ein Landeserbschafts-
steueramt geführt. Gegen dessen Steuerbescheide findet Beschwerde an die Berufungs-
kommission, die im Fürstentum für Staatseinkommen= und vermögenssteuer gebildet
ist, statt.

Die Beschwerde ist binnen einer Frist von zwei Monaten bei dem Landes-
erbschaftssteueramt anzubringen. Es genügt auch die Anbringung bei der Berufungs-
kommission. Die Frist beginnt mit der Zustellung des Bescheids. Ueber die Be-
schwerde entscheidet, sofern ihr nicht das Landeserbschaftssteueramt abhilft, die Be-
rufungskommission.

Verspätcte Beschwerden sind zuzulassen, wenn das Landeserbschaftssteneramt
zu der Annahme gelangt, daß der Beschwerdeführer ohne sein Verschulden verhindert
war, die Frist einzuhalten.

Die Beschwerde hat keine ausschiebende Wirkung.
Der Steuerbescheid und die auf die Beschwerde ergehende Endscheidung der

Berufungskommission müssen, sofern die Berufungskommission nicht der Beschwerde
abhilft, eine Belehrung über das dagegen zulässige Rechtsmittel enthalten.

6
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Gegen die Entscheidung der Berufungskommission kann Anfechtungsklage
bei dem Königlich Sächsischen Oberverwaltungsgericht in Dresden erhoben werden.
Die Bestimmungen des Gesetzes vom 25. Juli 1912 über Verwaltungsrechtspflege
(Gesetzsammlung Seite 68), besonders diejenigen in § 5 Nr. 5 und § 12 dieses
Gesetzes, finden sinngemäße Anwendung.

15.
Wenn eine strafbare Handlung im Sinne des § 13 gegenwärtigen Gesetzes

bezw. der §§ 49 oder 50 des Reichserbschaftssteuergesetzes vorliegt und, im Falle des
§ 50 Absatz 2 der Schuldige nicht innerhalb einer ihm gestellten Frist Zahlung
leistet, hat das Landeserbschaftssteueramt, einerseits den Betrag der hiuterzogenen
Steuer durch Beschluß, andererseits den Betrag der zu erlegenden Geldstrafe durch
einen den Vorschriften in § 459 Abs. 2 der Strasprozeßordnung vom 1. Februar
1877 entsprechenden Strafbescheid festzusetzen, falls es nicht vorzieht, die Strafver-
folgung der Staatsanwaltschaft zu überlassen.

Gegen den Steuerfestsetzungsbeschluß findet nur Beschwerde binnen einer
Ausschlußfrist von vier Wochen, vom Tag der Zustellung ab gerechnet, an die Be-
rusungskommission statt, die endgültig entscheidet.

Eine Anfechtung des Strafbescheids im Verwaltungswege ist nicht zulässig.
Wird gegen den Strafbescheid auf gerichtliche Entscheidung angetragen, so

hat das Landeserbschaftssteucramt, sofern nicht etwa die Zurücknahme des erlassenen
Bescheids angezeigt erscheint, die Akten an die zuständige Staatsanwaltschaft abzugeben.

Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der hinterzogenen Steuer sowie der
zuerkannten Geldstrafen samt Kosten geht auf die Erben des Schuldigen über,
jedoch nur bis zum Betrage ihrer Erbteile. Sie haften als Gesamtschuldner in
gleicher Weise auch für den von den Miterben zu entrichtenden Betrag.

Die Strafverfolgung verjährt in fünf Jahren von Begehung der Hinter-
ziehung an gerechnet. Das Recht des Staates auf Nachzahlung der hinterzogenen
Steuerbeträge unterliegt einer zehnjährigen Verjährung; bezüglich des Beginnes
und der Unterbrechung dieser Verjährung gelten die Vorschristen der §#§ 19 und
20 des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche vom 26. Oktober 1899
(Gesetzsammlung Seite 25).

Schenstungen unter LTebenden.
6 10.

Schenkungen unter Lebenden zugunsten der im § 1 Nr. 1 und, sofern sie
10 000 M. nicht übersteigen, auch zugunsten der im § 1 Nr. 2 dieses Gesetzes be-
zeichneten Personen unterliegen der gleichen Steuer wie der Erwerb von Todes
wegen mit der Maßgabe, daß an Stelle der Verhältnisse des Erblassers und des
Erwerbers die Verhältnisse des Schenkers und des Beschenkten berücksichtigt werden.
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für die Landeserbschaftssteuer getroffenen Vorschriften finden auf die
Schenkungssteuer sinngemäße Anwendung.

Eine Befreiung von der Steuer tritt außer in den Fällen der 88 9 flg. ein:

1. bei Schenkungen an Bedürftige zum Zwecke ihres Unterhalts oder ihrer
Ausbildung oder beidemsch
die durch Gewährung von Mitteln für solche Zwecke begründet sind,

 wenn durch die Schenkung einer sittlichen Pflicht oder einer auf den
Anstand zu nehmenden Rücksicht entsprochen wird,

 bei Schenkungen beweglicher Sachen im Werte von nicht mehr als
3000 Mk, sofern diese Sachen dem persönlichen Gebrauch des Beschenkten
oder seinen Familicnangehörigen zu dienen bestimmt sind.

Im übrigen wird die Stenerpflicht nicht dadurch ausgeschlossen, daß die
Schenkung zur Belohnung oder unter einer Auflage gemacht oder in die Form
eines lästigen Vertrages gekleidet wird.

Der Anmeldung der Schenkung (§ 13 des gegenwärtigen Gesetzes in Ver-
bindung mit § 36 des Reichserbschaftssteuergesetzes) bedarf es nicht, wenn die
Schenkung von einem Gerichte oder Notar des Fürstentums beurkundet ist.

Wieder zu erstatten ist die Steuer in den unter§56 Absat 4 des Reichs-
erbschaftssteuergesetzes angegebenen Fällen.

Schlußbestimmungen.

1

§8 17.
Gegenwärtiges Gesetz tritt mit der Verkündung in Kraft.
Mit diesem Zeitpunkt ist das Landesgesetz vom 3. März 1875, die Erb-

schaftssteuer betreffend, (Gesetzsammlung Seite 19), aufgehoben, soweit diese Auf-
hebung nicht seinerzeit bereits durch das Reichserbschaftssteuergesetz erfolgt ist.

818.
Die Ausführungsbestimmungen zu dem gegenwärtigen Gesetz erläßt die

Fürstliche Landesregierung.
Gegeben Schloß Thallwitz, den 2. Juni 1917.

(Siegel.) (Gez.) Heinrich XXVI.
(#gez) v. Meding.
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15. Regierungs-Verordnung
vom 8. Juni 1917,

betreffend Aenderung der deutschen Arzneitaxe.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten wird
unter Bezugnahme auf die Regierungs-Verordnung vom 21. März 1905, die Ein-
führung einer einheitlichen deutschen Arzneitaxe betreffend (Gesetzsammlung S. 26),
auf Grund des 8 80 Absatz 1 der Gewerbe-Ordnung bestimmt:

Der vom Reichskanzler auf Grund der ihm vom Bundesrat bei Feststellung
des Nachtrags zur deutschen Arzneitaxe 1916 und der Arzneitaxe 1917 in der
Sitzung vom 1. Mai und 1. Dezember 1916 erteilten Ermächtigung erlassene Nach-
trag zur deutschen Arzneitaxe 1917 tritt für das Fürstentum am 1. Juni 1917
in Kraft. Die amtliche Ausgabe der Arzneitaxe 191 wird im Verlage der Weid-
mann'schen Buchhandlung in Berlin S. W. 68, Zimmerstraße 94, erscheinen.

Greiz, den 8. Juni 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Älterer Linie.
 6.

(Ausgegeben am 10. Juli 1917.)

16. # 3 23. M#s#. 4 4 5

 vom 29. Juni 1917,
Aenderung der Telegraphenorduung vom 16. Juni 1904 betreffend.

Nachstehende ¶Aenderung der Telegraphenorduung vom 16. Juni 1904“
(Ges.S.S.35) wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht.

Greiz, den 29..-Juni 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Kenderung der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904.
Die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 wird wie folgt geändert:
1. Im § 7 „Gebühren für gewöhnliche Telegramme"“ ist als letzter Absatz

einzuschalten:
V. Ein bei der Berechnung der Telegrammgebühr sich ergebender, durch

5 nicht teilbarer Pfennigbetrag wird bis zu einem solchen aufwärts
abgerundet.

2. Im 8 10 fällt der Absatz III (Abrundung der Gebühr für die Ver-
gleichung auf volle Pfennige) weg.

Vorstehende Aenderungen treten am 1. Juli 1917 in Kraft.
Berlin, 23. Juni 1917.=

Der Reichskanzler.
In Vertretung Kraetke.
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17. Regierungs-Verordnung
vom 3. Juli 1917

zur weiteren Ausführung des § 66 des Neichenilitärgesetes vom2. Mai 1874 und 6. Mai 1

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten

Lied im Anschluß an die Regierungs Verordaung vom 3. Jannar 1880 (Ges.-S.9) zur weiteren Ausführung des § 66 des Reichemilitärgesetzes vom 2. Mai5 und 6. Mai 1880 folgendes verordnet:

Nachdem durch die Bestimmungen über Neuregelung der Kriegsbesoldung
der Beamten usw. vom 1. November 1915 (Armee- Verordnungsbl. Nr. 50 Seite
511 flg.) die Besoldungen der oberen Bramten in mobilen Stellen neu festgesetzt
sind, wird hinsichtlich der Staats= und Kommunalbeamten, die als obere Beamte
der Militärverwaltung in mobilen Stellungen Verwendung finden, bestimmt, daß
da, wo nunmehr auch bei ihnen die Besoldung in Gehalt, Wohnungsgeldzuschuß und
Feldzulage besteht, Gehalt und Wohnungsgeldzuschuß als reiner Betrag der Kriegs-
besoldung zu erachten ist. Gehalt und Wohnungsgeldzuschuß sind daher, vorbehalt
lich des unter 1 Ziffer 3 Abs. 2 der oben erwähnten Regierungs-Verordnung vom
3. Januar 1889 festgesetzten Mindesteinkommens von 3600 M. voll anzurechnen,
die Feldzulage dagegen nicht.

Greiz, den 3. Juli 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.
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18. Regierungs-Verordnung
vom 5. Juli 1917,

betreffend den Preisabschlag der Apotheker sowie die Festsetzung der
Höchstpreise von einfachen, im Handverkauf abgegebenen Arzneimitteln.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
wird auf Grund des § 376 der Reichsversicherungsordnung beziehungsweise des
§ 80 Absatz 1 der Gewerbeördnung für das Deutsche Reich folgendes bestimmt:

81.
1. Der Abschlag von den Preisen der Arzneitaxe, den die Apotheken den

Krankenkassen zu gewähren haben, beträgt: Bei einem Vierteljahresrechnungsbe-
trage für Rezeptur

bis einschließlich 100 M. 5 v. H.,
» » 300 „ 10 v. H.,
„ „ über 200 „ 15 v. H.,

2. Der Preisabschlag ist in den Arzneirechnungen anzugeben.
3. Die Gewährung des Preisabschlages wird davon abhängig gemacht, daß

sich der Betrag der einzelnen Vierteljahresrechnung für Rezeptur auf mindestens
20 M. beläuft.

4. Ausgenommen von der Abschlagsgewährung sind Heilsera, Tuberkulin in
unverdünntem Zustand und die nach Nummer 21 Absatz 1 der Arzneitaxe berech-
neten fabrikmäßig hergestellten Arzneizubereitungen.

82.
Die Vorschriften im § 1 finden keine Anwendung auf die nach Ziffer 18

der Arzneitaxe berechnete Zusatgebühr (Nachttaxe).

*ie
1. Die Höchstpreise von solchen einfachen Arzneimitteln, die sonst ohne Ver-

schreibung (im Handverkauf) abgegeben zu werden pflegen, werden bis auf weiteres
folgendermaßen festgesetzt:

— a) Für die in der Anlage A ausgeführten Arzneimittel gelten als Höchst-reise die Preise der jeweils in Kraft befindlichen Deutschen Arznei-pr
taxe (Abschnitt E) mit einem Abschlag von

7*



b) Für Arzneimittel, die in der Anlage A, aber nicht in der Deutschen
Arzneitaxe verzeichnet sind, gelten als Höchstpreise die Preise der vom

deutschen Apothekerverein herausgegebenen Ergänzungstaxe mit einem
Abschlag von 25 v. H,

c) Für andere Arzneimittel gelten als Höchstpreise die Preise der Hart-
mannschen Handverkaufsliste oder, wenn diese nicht mehr erscheinen
sollte, dieortsüblichen Preise.

2. Für Spezialiläten werden die Preise der vom Deutschen Apothekewerein

eusestelnen Spezialitätenliste berechnet.3. Der Mindestpreis für ein abzugebendes Handverkaufsmittel ohne Gefäß
beträgt 10 Pf.

4. Werden Kassenpackungen fabrikmäßig hergestellt, so sind stets diese-abzugeben.
5. Ist die Menge des Arzneistoffes in der Verordnung nicht angegeben, so

ist die un der Arzneitaxe angegebene kleinste zweckentsprechende Menge zu verabreichen.
Bei Verordnungen nach Geld ist die abgegebene Menge auf der Verordnung zu
vermerken.

6. Soweit in der Arzneilaxe keine besonderen Preise festgesetzt sind, kosten
bei den Mitteln, die ohne Gesäße abgegeben werden, 50g das Viereinhalbfache
des 10-g-Preises.

7. Ist für Handverkaufsmittel keine!Gebrauchsanweisung oder sind nur die
Bezeichnungen vorgeschrieben: „Neußerlich“, „Nur verdünnt anwenden“, „Vorsicht“.
„Gift“, „Feuergesährlich“, „Vor dem Gebrauch umzuschütteln“, Augenwasser“ ,
„Zum Einreiben", „Zum Gurgeln“ , oder ähnliche, so sind die Arzueistosse in der

im en üblichen Weise ohne besondere Berechnung zu kennzeichnen.
8. Wenn über die Bezeichnung von Arts und Menge hinaus vom .Arzte

eine schriftliche Gebrauchsanweisung vorgeschrieben ist, sind dafür 10 #f. zuberechnen.
Bei wiederholter Abgabe in zurückgebrachten Gefäßen ist die Gebrauchsan-

weisung nötigenfalls durch eine neue zu ersetzen und wiederum mit 10 Pf. zu
berechnen.

9. Von den Handverkaufsmitteln werden dic trockenen in Papierbeuteln,die
mit einem J bezeichneten in Pappschachteln, Salben in Kruken oder Schachteln ab-
gegeben.

Werden verwendbare reine Gesäße zur Anfnahme der Handverkaufsmittel
zurückgebracht, so sind sie ohne Berechnung zu benutzen.

10. Die allgemeinen Bestimmungen der deutschen Arzneitaxe oder der Er-
gänzungstaxe gelten insoweit,als vorstehend eine Regelung für die Abgabe von
Handverkaufsmitteln nicht getroffen ist.
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8 4.
Bezieben die Berechtigten Handverkaufsmittel zu einem Preise, der die nach

§*3getroffene Festsehung nicht übersteigt, so können die Krankenkassen die Bezahlung
nicht deshalb ablehnen, weil sie nach § 375 R.-V.-O. mit Personen, die nicht Apo-
thekenbesitzer oder berwalter sind, niedrigere Preisevereinbart haben.

86
Die Rechnungen sind vertellährlich. spätestens bis zum 15. des folgenden

Monatz, für die beiden ersten Vierkeljahre 1917 bis zum 15. Juli 1917, zuzu-
fertigen. Der Preisnachlaß ist nur dann zu gewähren, wenn die Zahlung innerhalb
Monatsfrist nach Zufertigung der Rechnung erfolgt.

5 6.
Den in § 1 Absatz 1 festgesetzten Abschlag von den Preisen der Arzneitaxe

haben die Apotheken auch den Berufsgenossenschaften. Landesversicherungsanstalten
und der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte zu gewähren. Die übrigen Vor-
schriften des § 1 sowie die §§ 2 und 5 finden entsprechende Anwendung.

87.
Auf Arzneilieferungen an alle übrigen öffentlichen Anstalten und Kassen,

ferner an solche Vereine und Anstalten, die der öffentlichen Armenpflege dienen,
sowie für Tierarzneien ist bei Bezahlung binnen einem Monat nach Zufertigung
der Rechnung von den Apotheken stets ein Preisnachlaß von mindestens 20% zu
gewähren; er ist in den Arzneirechnungen anzugeben. Die Vorschcist des § 2
sindet entsprechende Anwendung.

Von dem Preisabschlag sind die im letzten Absatz des § 1 bezeichneten
Arzueimittel ausgenommen.

68.
Diese Regierungs-Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Jannar 1917 ab

an Stelle der Regiecnge- Berordnungen vom 14. Mai 1915 (G.-S. S. 35) und4. April 1916 (G.S. S. 11).
Greiz, den 5. Juli 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.
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Pasta Zinci.

aslilli i Zuah leyliei 0,5. Acetyl-lizolsäuretabletten 0,.5Pastill. akki chlor. cum succ. liquirit.

miakpastille
Dastilli aspirini. Aspirintabletten

„ Jatr. bicarl 2 tronastillen

0,5. NatrFsn #
nieis 0-. Aähsrb wesslen o„ Zantonini. Santonin-Pastillen 8

Tilulae Blauichi. Blaudsche Pillen mit
Schachtel

Placenta semin. Lini pulv. Leinsamen-
enme

Pulvis exsiceans (inspersorius). Streupuderliuiritiac composius. pulverMagncsiae cum Rhco. ## apokeer
salichlic. cum talco. Salizylstreu-

1
pulver

Kadis Alllache coneis. Altheewurzel
„ Uovislici „ Beble elwurzel
„ liquiriliae
„ Ononidis 1r0 —
„ Valerianaar „ Baldrianwurzel

Khizoma Calami „ Lalswure
„ His „Quecke" Rhal *J„ " oun. habarberpu



42

Rotulac mentlisc pipcril. Pefferminzkuchen
Sachharum lactis. Mil

Sal GEoht. zen kichesber ahz, 1 ristallisiertSal - — pulv. künfKliches Karls-Salz, PulveSapo —imGö eife
venalis. Schhmierseiesemen lim."Leinsam» Quercus den V. Eichelkaffee

nfmehl

» lsgaorum Hol
et c list-u Brusttee (und* Fh

iritus. Spiritus.„ P bereuts Ho euetersen
„ Camphomius.] Kampferspiritus
 caeruleus. Blauer Spiritus
„cdlilutus. VerdunnterSpiritus
„ cvino German. Deutscher Kognak
„ lormicarum. Ameisenspiritus
„ (Avandulac. Lavendelspiritus

„ Mieliss. comp. geeremeltersein
„ Russicus. Mussischer S

r“*..

s#pn. — cCamp s Budedde- ·: Sinn-itsSenssplk
..ssusSelfl
» Vsas Gall-c. anslscssl qunsbkannls

Succus Ni Zitronens aft
Sulsur denurasum. Eetreiniater SchweselTalcum pulv. Talku

Tartarus depumt. pulv. Weinstein
Tinclum absinthil. eswin

„ KArnicac. Arnika

"„ Sie eondann nungesegte
hina„ itineZimuroopfen

„serr. comphosils.Ehebisanur (nach

Saelichen ##ialorschriftey„ Myvrhnc. Myrrhent
„ ar aquo wesferige abarber=
„ „ einos,weiiige Rhabarber-

„ Valerianac. Baldrian tinktur„ „ r. ätherische Val-zer“ enber. Inranrose
Onchentemn heicßz borici. Bo- rlalbe

„ basilicum.-Königssalbe

„ Boroglyccerini cum ken
Boroglyzerinlano„ Cerussac. selelhalbe

„ cliachylon.Kebrasa e» leniens B. Gold-Cream

„ Piunbe beete
lsalb.Vuselin..rubam.wueshes, Basesin

„ (tavum. gelbes Vaselin
Vasogen jodal.

„ ichhhiol.

camph. r*
Vasolimenie Vasolimen
Zincum W crud. Forz Zinkoryd

Pasogene.

Welne:

Süßer Sher. Medizinalwein
Walagawe

ortwein
China-WeinEonkurargo, MemnPepsin-Wein



19. Negierungs--Berordnung
vom 6. Juli 1917

zur Ausführung des Landeserbschaftssteuergesetzes vom 2. Juni 1917
(Gesetzsammlung Seite 24).

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten wird
zur Ausführung des Landeterbschaftssteuergeseyes vom 2. Juni 1917 folgendes
bestimmt:

81
es Landeserbschaftssteueramt wird mit dem Fürstlichen Steueramt in Greiz

verbun

82.
e Erbschaftsst Ausführungsbesti gen des Bundesrats vom 16.

Juni 1906 (Seite 829 flg. des Zeutralblattes für das Deutsche Reich) finden auf
die Ausführung des Landeserbschaftssteuergesetzes entsprechende Anwendung, soweit
nicht die gegenwärtige Regierungs-Verordnung etwas Anderes vorschreibt.

6 3.
Keine Anwendung finden § 1, § 3 Absatz 2, § 7 Absatz 3, 8 10 Absatz 4

Satz 2, § 12 Absatz 2, 3 und 4, 8 13 Absatz 6, § 24 Absatz 1 Saß 2, § 29
Absatz 1 sowie die 58 40 bis 42 der Ausführungsbestimmungen.

84.
Die Mitteilungen der Standesämter über die von ihnen beurkundeten

Sterbefälle an das Landegerbschaftssteueramt haben gemäß der Regierungs-Bekannt-
machung vom 19. Juli 1906 (Ges.-S. S. 39) zu geschehen.

5.

§# 7 Absatz 2, Sat 1 der Ausführungsbestimmungen wird durch folgende
Vorschrift ersetzt:

Ergeben die Eintragungen in die Totenliste, die etwa weiter dazu ange-
stellten Erörterungen oder die dem Landeserbschaftssteueramte zugegangenen Verfü-
gungen von Todeswegen, daß nur erbschaftssteuerfreie Erwerber vorhanden sind
oder daß der gesamte Nachlaß oder der einzelne Erwerb steuerfrei ist (§6 9 bis 12,
8 16 des Landeserbschaftssteuergesetzes), so ist die Sache, unter entsprechenden Ver-
merken zur Toteuliste als erledigt anzusehen.

s



86.
In § 10 Absatz 6 der Ausführungsbestimmungen sind die Worte „nach

dem Ermessen der obersten Landesfinanzbehörde von den Erbschaftssteuerämtern“
zu streichen, ebenso in § 26 Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen die gleichen Worte.

87.
§* 11 Absatz 1 der Ausführungsbestimmungen erhält folgende Fassung:
„Sobald dem Landeserbschaftssteueramt ein seiner Zuständigkeit unterliegender

Erwerb von Todeswegen bekannt wird, bei dem es eine Steuerpflicht als vorliegend
ansieht, übersendet es ohne Rücksicht auf die gesetzlichen Fristen dem zur Anmeldung
des Erwerbs Verpflichteten eine Anleitung, die eine Belehrung über die Pflichten
des Erwerbes eines landessteuerpflichtigen Anfalls enthält.“

5 11 Absatz 3 der Ausführungsbestimmungen wird durch folgende Vor-
schrift ersetzt:

„Wenn der Erwerb auf einer von einem Amtsgericht des Fürstentums
eröffneten Verfügung von Todeswegen beruht, ist die Anleitung erst mit der Auf-
forderung zur Einreichung der Erbschaftssteuererklärung zu übersenden.“

8§8 8.
In §8 13 Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen treten hinter die Worte

„§ 36 Absah 2 des Gesetzes“ die Worte „in Verbindung mit § 13a des Landes-
erbschaftssteuergesetzes.“

809.
Das Muster 5 (Erbschaftssteuererklärung) wird in folgender Weisc abge-

ändert bezw. ergänzt:
I. Zu A Abteilung 1:

nter „a“ wird hinter „land= oder forstwirtschaftlichen“ eingefügt „oder
gewerblich-gärtnerischen.“

 „b“ erhält folgende Fassung: bebaute Grunostücke, die Wohnzwecken oder
gewerblichen Zwecken zu dienen bestimmt sind und bei denen die Bebauung und
Benutzung der ortsüblichen Bebauung und Benußung entspricht, einschließlich der
dazu gehörenden, denselben Zwecken dienenden Gebäude und des Zubehörs.

2 b
Hier anzugeben: in Spalte 2 b der Miet= oder Pachtertrag. cTTTI

der in den letzten drei Johren im Durchschnitt erzielt worden ist oder Reinertrag
im Falle der Vermictung oder Berpachtung hötteerziell werden können, 1
nach Abzug von ¼ oder dem als erforderlich nachgewicsenen höheren..
Betrag für Nebenleistungen und Instandholtungskosten, und in Spalte
3 der Ertragswert, das ist das Fünfundzwanzigsache dieser Summe.



An Stelle desgitbigen Buchstabens „b“ (Sonstige Grundstücke) tritt ‚e“II. Zu A Abteilung
„a“ erhält die Infang-»anfbcninAbtcilunglnutcrnundbauf-
geführten Grundstücken.“
„b“ erhält die Fassung: „auf den in Abteilung 1 unter c aufgeführten
sonstigen Grundstücken“.

III. Zu B Nr. 6:

Hinter den Worten: „in welchem Bundesstaate liegen sie?" wird einge-
fügt: „Gehören zum Nachlasse Grundstücke im Auslande und wo licgen sie?“

IV. B Nr. 8 erhält folgende Fassung:
„Sind die im Nachlaßverzeichnis in Abteilung 1 unter a und d aufge-
führeen Grundstücke innerhalb der dem Anfalle vorhergehenden fünf oder

zehn Nre Gegenstandeeinesstenerflichtgen Erwerbs gewesen? — ja
oder nei —: ..,, —innerhalb fünf oder 10 Jahren

Bezeichnung des damaligen Erblassers
nach Namen, Stand, WW Sterbetg und Jahr

 d diese Grundstücke chva indenbeleihneienZeitraum gegen Entgelt veränper worden? ja oder#
. Wann und an wen hat die untu sattgesunden

Eiw an lblommuinge oder Ehegatten
V. Zu B Nr. 10:

Die Worte „nach dem 1. Juli 1906“ konnnen in Wehfall.

8 10.

Die Vorschriften der 83 15 bis 22 der Ausführungsbestimmungen, betreffend
die Ermittelung des Ertragswertes bei land= und forstwirtschaftlichen Grundstücken
finden auf Gärtnerei-Grundstücke sinngemäße Anwendung.

Bezüglich der Ermittlung des Ertragswertes bei bebauten Grundstücken,
die Wohnzwecken oder gewerblichen Zwecken zu dienen bestimmt sind, wird folgendes
angeordnet:

1. Ist das Grundstück vermietet oder verpachtet gewesen, so ist der durch-
schnittliche Jahresmiet= oder pachtertrag aus dem Miet= oder Pachterlöse zu
berechnen, der auf Grund der Miet= oder Pachtverträge in den letzten drei
Jahren zu erzielen war. Ausfälle an Miet= oder Pachtgeldern infolge
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners oder aus anderen Gründen dürfen
nicht berücksichtigt werden. Soweit das Grundstück zum Teil oder zeit-
weise nicht vermietet oder nicht verpachtet war, ist für den vom Erblasser
selbst benutzt gewesenen oder aus einem anderen Grunde unvermietet

8-
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oder unverpachtet gebliebenen Teil des Grundstücks ein dem Nutzungs-
werte dieses Teils oder des unvermieteten oder unverpachteten Teils ent-
sprechender oder ein dem Zeitraum entsprechender Verhältnisbetrag dem
erzielten Miet= oder Pachtzins zuzurechnen.

Ist das Grundstück in den letzten drei Jahren überhaupt nicht oder nur
zu einem unwesentlichen Teile oder für einen unwesentlichen Zeitraum vermietet oder
verpachtet gewesen, so ist der Miet= oder Pachtertrag nach dem ortsüblichen Miet-
oder Pachtzins für gleiche oder ähnliche Grundstücke zu berechnen.

2. Beansprucht der Steuerpflichtige einen höheren Abzug als ½ von dem
Miet= oder Pachtertrage, so hat er den erforderlichen tatsächlichen Auf-
wand für Nebenleistungen und Instandhaltungskosten dem Landeserb-
schaftssteueramte nachzuweisen. Soweit für Nebenleistungen und für die
Instandhaltung des Grundstücks die eigene Arbeitskraft des Erblassers
vder seiner Angehörigen in Anspruch genommen worden ist, kann der
Steuerpflichtige für diese Tätigkeit einen angemessenen Betrag ansetzen,
der aufzuwenden gewesen wäre, wenn die Arbeiten durch entlohnle fremde
Arbeitskräfte verrichtet worden wären. Abzugsfähig sind nur die Kosten,
die durch die ordnungsmäßige Instandhaltung des Grundstücks notwendig
geworden sind, nicht dagegen die Kosten für außergewöhnliche Maßnahmen,
für Umbauten, Erweiterungsbauten, Neubauten usw.

Ist das Grundstück durch solche außergewöhnliche Maßnahmen, Um., Er-
weiterungs= oder Neubauten wesentlich geändert worden, so kommt für die Vercch-
nung des Miet= oder Pachtertrags nur der neue Zustand des Grundstücks in Betracht.

3. Im Falle von Nr. 1 Absaßz2bleiben bei der Berechnung des Ertrags-
werts für bebaute Grundstücke, die gewerblichen Zwecken dienen, Betriebs-
mittel, die nicht herkömmlicherweise mit dem Grundstück mitvermietet oder
verpachtet werden, unberücksichtigt. Diese Betriebsmittel sind besonders
mit ihrem gemeinen Werte anzusetzen.
Ist im Falle von Nr. 1 Absatz 2 der Steuerpflichtige zu einer zuver-
lässigen Angabe des Ertragswerts außerstande und stehen dem Landes-
erbschaftssteueramte ortsübliche Miet= oder Pachtzinsbeträge für gleiche
oder ähnliche Grundstücke nicht zu Gebote, so ist als Ertragswert der ge-
meine Wert zugrunde zu legen.

Als Hilfsmittel bei der Ermittlung der Ertragswerte können die allgemeinen
Steuereinschätzungen benutzt werden, sofern die Beschaffenheit des Grundstücks sich
nicht wesentlich grändert hat und entweder anzunehmen ist, daß die Schätzung den
zur Zeit des Erbanfalls bestehenden Ertragsverhältnissen noch entspricht oder aus-
reichende Anhaltspunkte vorhanden sind, um aus ihnen den entsprechenden Ertrags-
wert zu ermitteln.
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§5 11.
Der Erbschaftssteuerbescheid (s 24 der Ausführungsbestimmungen) ist in

doppelter Ferkigung auszustellen; die eine Fertigung ist dem Stenerpflichtigen zu-
zustellen, die andere zu den Akten zu wehmen.

Die Zustellung des EbsichsistSelgei ersolgt durch das Landeserbschafts-
steueramt unter entsprechender Anwendung der für Zustellungen von Amts wegen
geltenden Vorschriften der Zivilprozeßordnung. Bei Zustellung durch einen ver-
pflichteten Diener genügt es, wenn dieser, anstatt eine förmliche Zustellungsurkunde
aufzunehmen, zu den Akten vermerkt, wann und an wen er zugestellt hat.

In den Mustern 7, 8 und 12 werden hinter den Worten: „bei dem unter-
zeichneten Erbschaftssteueramt“ die Worte: „oder bei der Berufungskommission“
eingeschaltet.

InSpalte 6 und 7 der Muster 7, 8 und 12 tritt § 8 (des Landeserb-
schaftssteuergesetzes) an Stelle von § 10 (des Reichserbschaftssteuergesetzes).

8 13.
Auf Antrag des Steuerpflichtigen hat das Landeserbschaftssteueramt vor

Erlaß des Erbschaftssteuerbescheids einen Sachverständigen über den Wert von Nach-
laßgrundbesitz auch in den Fällen zu hören, wo es selbst die Schätzung des be-
treffenden Nachlaßgrundbesitzes durch einen Sachverständigen nicht für erforderlich
erachtet, jedoch nur dann, wenn der Antragsteller sich verpflichtet, die durch die
Anhörung des Sachverständigen entstehenden Kosten zu tragen. Stellt sich nach-
träglich heraus, daß die Anhörung des Sachverständigen zur zweckentsprechenden Er-

ledigung des Falles erforderlich war, so z1, von Beiziehung dieser Kosten abzusehen.
81An Stelle von 8 25 und bezw. 4 § 39 Abs. 1 und4der Ausführungs-

bestimmungen treten solgende Vorschriften:
Die Einziehung und Verrechnung der Silsesienn Frfolg durch dieFürstliche Landeskasse. Ein Einnahmebuch (§39 Absatz 4 der Ausführungsbe-stimmungen) ist nicht zu führen. Ueber jeden Susssch ueien sowie über jede

sonstige Verfügung, durch die die Zahlung einer Steuer angeorduct wird, erteilt das
Landeserbschaftssteueramt nach der Eintragung der Steuer im Sollbuch (§ 39 Abs.
2 und 3 der Ausführungsbestimmungen) der Landeskasse einen Einnahmebeleg, aus
dem sich die Nr. des Sollbuchs, der Name des Erblassers, der Name, Stand und
Wohnort des Zahlungspflichtigen, der Name desjenigen, an den die Zustellung des
Steuerbescheids erfolgt ist, der Betrag der zu zahlenden Stener sowic der Tag, bis
zu dem die Zahlung zu leisten ist, ergeben. Machen sich Rückzahlungen nötig oder
wird die Steuer niedergeschlagen, so erteilt das Landeserbschaftssteueramt der Landes-
kasse einen Abgangsbeleg.

Die Landeskasse hat dem Landeserbschaftssteueramte den Tag der Einzahlung
der Steuer sowie einer ctwaigen Rückzahlung schriftlich kurz mitzuteilen.
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Alljährlich nach dem Abschlusse des Soblluchs erteilt das Landeserbschafts-
steueramt der Landeskasse über den nach dem Sollbuche eingegangenen und nach
Abzug der Rückzahlungen dem Staate verbliebenen Jahresbetrag der Steuer einen

als en n zu benutzenden Gesamt-Einnahmebeleg.
Las r lhastest uerese ist anzugeben, daß die Zahlung an die Fürst-liche mt e zu geschehen hat.

Zur Niederschlagung von Erbschaftssteuer wegen Uneinbringlichkeit ist die
Fürstliche Landesregierung zuständig, es sei denn, daß der Steuerbetrag 70 M. nicht
übersteigt, in welchem Falle das Landeserbschaftssteueramt zur Niederschlagung be-
sugt ist.

8 15.
Zuständig zur Zwangsvollstreckung hinsichtlich der auf Grund des Landes-

erbschaftssteuergesetzes zu entrichtenden Steuerbeträge ist der Vorstand der Fürstlichen
Landeskasse.

8 16.

Falls die Erbschaftssteuer nicht nach einer bestimmten Zeit fällig wird, hat
das Erbschaftssteueramt in Zeitabschnitten von höchstens zweijähriger Daucr Erhebungen
darüber anzustellen, ob der Grund der Ueberwachung eines Erwerbsfalles noch fort-
dauert.

8 17.

An Stelle von § 27 Absatz 1, Saß 2 und 3 treten folgende Vorschriften:
„Ohne Sicherheitsleistung kann die Erbschaftssteuer auf einen längeren Zeit-

raum als bis zu drei Monaten von ihrer Fälligkeit ab nur mit Genehmigung der
Fürstlichen Landesregierung gestundet werden.“

Auf die Sicherheitsleistung finden die Bestimmungen der §8 232 bis 240
B. G. B. Anwendung.

s 18.
Ueber Anträge auf Erstattung zu Unrecht gezahlter Erbschaftsstener ent-

scheidet die Fürstliche Landesregierung.
Die Anträge sind unter Angabe der Gründe, auf die sich die Ansprüche

stützen, bei dem Landeserbschaftsstencramte zu stellen
Nach Vornahme der etwa sich nötig machenden tatsächlichen Feststellungen

hat das Landeserbschaftssteueramt die Anträge der Fürstlichen Landeregierung mit
Sachäußerung vorzulegen.

Die in der Sache ergangenen Entscheidungen sind den Antragstellern durch
Vermittelung des Landeserbschaftssteueramtes und zwar, soweit dieses zur Erstattung
der zu Unrecht erhobenen Beträge Anweisung erhalten hat, unter Auszahlung dieser
Beträge bekannt zu geben.
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Entsprechendes gilt, wenn die Erstattung der Steuer von Amts wegen er-

solgt (§ 29 Absatz 2 der zusführungebestimmungen
Im 8 31 Absah 1 der —l- munungen fällt das Wort „zuständigen“

und der Satz 2 fort, in §l 34 ist hinter den Worten „in einem anderen Bundes-
staate“ einzufügen „oder im Auslande" sowie hinter den Worten „des Bundesstaates“
„oder des ausländischen Staates“.

8 20.
#5 37 Absatz 1 der Ausführungsbestimmungen erhält folgenden Zusatz:

Hinsichtlich der Kosten der Afechinngellage gilt § 2 des Gesetzes über dieVerwaltungsrechtspflege vom 25. Juli
Greiz, den 6. Juli 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

20. Regierungs-Verordnung
vom 7. Juli 1917

zur Abänderung der Regierungs-Verordnung vom 25. Juni 1906,
betreffend die Ausführung des Reichserbschaftssteuergesetzes

(Ges.-S. S. 34).

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
wird zur Abänderung der Regierungs-Verordnung vom 25. Juni 1906, betreffend
die Ausführung des Reichserbschaftssteuergesehes verordnet, was solgt:

L

Der 8 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

Shschatsstnerant. ist für das Fürstentum das auf Grund von § 14 Ab-
sab1Satz1des Landeserbschaftssteuergesetzes vom 2. Juni 1917 (Ges-S. S. 24)
errichtete Landeserbschaftssteucramt.

II.

Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft.
Greiz, den 7. Juli 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



21. N 1 KAMUMA) 4 4.

rvom 9..Juli1Aenderung der Postordnung vem ¾ 16 1900 betreffend.

Nachstehende „Aenderung der Postordnung vom 20. März 1900“ wird in
Gemäßheit § 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reiches vom 28.
Oktober 1871 (R.-G.-Bl. S. 347) hiermit zur öffentlichen Kenninis gebracht.

Greiz, den 9. Juli 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

Kenderung der PVostordnung vom 20. März 1900.
Auf Grund des § 50 des Gesetzes über das Postwesen vom 28. Oktober

1871 (Reichs- Ceiihil S. 347) und des § 3 Absatz 2 des Gesetzes, betreffend die
Erleichterung des Wechselprotestes, vom 30. Mai 1908 (Neichs-Gesetzblatt S. 321)
sowie auf Grund der Bekanntmachung des Bundesrats vom 28. Juni 1917 (Reichs-
Gesetzblatt S. 566), betreffend die Fristen des Wechsel= und Scheckrechts für Elsaß-
Lothringen, wird die Postordnung vom 20. März 1900 wie folgt geändert.

1. Im § 18a „Postprotest“ erhält der Absatz v unter B undC folgende
Fassung:

B. Postprotestaufträge mit Wechseln, die in Elsaß-Lothringen zahlbar sind,
werden erst an folgenden Tagen nochmals zur Zahlung vorgczeigt:

a) wenn der Zahlungstag des Wechsels in der Zeit vom 30. Juli
1914 bis einschließlich 29. Oktober 1917 eingetreten ist,

am 31. Oktober 1917;

b) wenn der Zahlungstag des Wechsels nach dem 29. Oktober 1917
eintritt,

am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage.
Solange die Verlängerung der Fristen des Wechsel= und Scheckrechts nach der

Vorschrift des vorhergehenden Sahes besteht, kann der Auftraggeber verlangen, daß ein
davon betroffener Wechsel mit dem Postprotestauftrage schon am zweiten Werktage nach
dem Zahlungstage des Wechsels nochmals zur Zahlung vocgezeigt und, wenn auch
diese Vorzeigung oder der Versuch dazu erfolglos bleibt, protestiert werde. Dieses
Verlangen ist durch den Vermerk „Ohne die verlängerte Protestfrist“ auf der Rück-
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seite des Postprotestauftrags auszudrücken. Auch kann die Post damit betraut werden,
für solche Wechsel neben der Wechselsumme auch die für die verlängerte Frist vom
Tage der ersten Vorzeigung des Wechsels an fälligen Wechselzinsen einzuziehen und
im Nichtzahlungsfalle deswegen Protest zu erheben. Wird hiervon Gebrauch gemacht,
so ist in den Vordruck zum Postprotestauftrage hinter „Betrag des beigefügten

Wechsels“ einzutragen nebst Verzugszinsen von 6 v. H. vom Tage der ersten Vor-
zeigung, nämlich vom ab“. Der Zeitpunkt, von dem an die
Zinsen zu berechnen sind, ist nicht anzugeben, wenn die Post die erste Vorzeigung
des Wechsels bewirkt. Hat der Auftraggeber die Einziehung der Zinsen verlangt,
so wird der Wechsel nur gegen Bezahlung der Wechselsumme und der Zinsen aus-
gehändigt, bei Nichtzahlung auch nur der Zinsen aber wegen des nicht gezahlten
Betrags Protest mangels Zahlung erhoben.

C. Als Zahlungstag gilt der Fälligkeitstag des Wechsels oder, wenn dieser
ein Sonn= oder Feiertag ist, der nächste Werktag. Fällt der Schlußtag der Frist
zur Vorzeigung des Wechsels auf einen Sonn= oder Feiertag, so wird der Wechsel
am nächsten Werktage zur Zahlung vorgezeigt. Die Postverwaltung behält sich vor,
die Vorzeigung der Wechsel, deren Protestfrist am 31. Oktober 1917 (Absatz B)
abläuft, auf mehrere vorhergehende Tage zu verteilen.

2. Die Aenderungen treten sofort in Kraft.

Berlin, 3. Juli 1917.

Der Reichskanzler.
In Vertretung

Kraetke.

Druckfehlerberichtigung.
zö Gesetzsammlung S. 24 Zeile 4 von oben muß es ermähigt (statt ermächtigt)eißen.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
.G 7.

(Ausgegeben am 18. August 1917.)

22. Regierungs Verordnung
vom 20. Juli 1917,

die Zwangsvollstreckung wegen der auf Grund des Gesetzes vom 13.
April 1917 über Erhebung eines Zuschlags zur Reichserbschaftssteuer

zu entrichtenden Abgaben im Verwaltungswege betreffend.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
wird auf Grund von § 7 des Gesetzes vom 3. Juli 1879 über die Vollstreckung
der Entscheidungen und Verfügungen der Verwaltungsbehörden (Gesetzsammlung
Seite 147) folgendes bestimmt:

Zuständig zur Verfügung der Zwangsvollstreckung hinsichtlich der auf Grund
des Gesetzes vom 13. April 1917, betreffend Erhebung eines Zuschlags zur Reichs-
erbschaftesteuer (Gesetzsammlung Seite 13), zu entrichtenden Abgaben ist der Vor-
stand der Fürstlichen Landeskasse in Greiz.

Greiz, am 20. Juli 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.



23. Höchste Verordnung
vom 16. August 1917,

den Preis der Jahresjagdkarten betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten Heinrich XXV.
Reuß Aelterer Linie verordnen

Wir Deinrich der Siebenundzwanzigste
von Gottes Gnaden Fürst Reuß Jüngerer Linie,

Graf und Herr zu Plauen, Herr zu Greiz,

Kranichfeh, Gera, Schlei und Lobenstein,
Regent des Fürstentums Reuß neiterer Linie,

was folgt:
In Abänderung der Ziffer 3 des Verordnungsnachtrags vom 9. August

1859 (Gesetzsammlung Seite 181) wird die Gebühr für die Ausstellung von Jahres-
jagdkarten hiermit auf 15 Mark festgesetzt.

Gegeben Schloß Ebersdorf, den 16. August 1917.

(L S)
(gez.) Heinrich XXVI.

(agez.) Dr. Hanitsch i. V.
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24. Verordnung,
die Viehzählung am 1. September 1917 betreffend.

 Auf Anordnung des Bundesrats findet am 1. September 1917 eine Vieh-
zählung statt. Ueber die Ausführung wird folgendes verordnet:

.Die Zählung erstreckt sich auf Pferde, Rindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen
und Federvieh.
 Die Zählung geschieht gemeindeweise mit Zählungslisten durch den Ge-

meindevorstand. Diesem bleibt überlassen, sich dabei der Gemeindebeamten
zu bedienen oder besondere Zähler zu bestellen. Größere Gemeindebezirke
sind vom Gemeindevorstand in eine entsprechende Anzahl von Zählbezirken
zu teilen. Zählungslisten gehen den Gemeindevorständen zu.
Die Zählungslisten sind am 1. September ds. Is. in der Weise auszu-
süllen, daß die mit der Aufnahme betrauten Personen das zu zählende
Vieh von Haushaltung zu Haushaltung ermitteln und in die Liste ein-
tragen. Haushaltungen, in denen kein Bieh gehalten wird, sind nicht in
die Listen einzutragen.

 Die mit der Zählung beauftragten Personen sind vom Gemeindevorstand
zu gewissenhafter Ausführung, im besonderen zu sorgfältiger Beobachtung
dieser Verordnung und der auf der letzten Seite der Zählungsliste abge-
druckten Anweisung anzuhalten. Die dähler haben die von ihnen aus-
gefüllten Zählungslisten aufzurechnen, zu unterschreiben und spätesteno
bis zum 2. September an den Gemeindevorstand abzuliesern.

11
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6. Die Gemeindevorstände haben die Zählungslisten auf ihre Vollständigkeit
und auf die Richtigkeit der Einträge zu prüfen und, sofern der Ge-
meindebezirk in mehrere Zählbezirke eingeteilt war, das Zählungsergeb-
nis in einer besonderen Zählungsliste für den ganzen Gemeindebezirk
zusammenzuzählen. Nach Bescheinigung der Richtigkeit und Volständig-
keit sind die Zählungslisten
a) von den Gemeindevorständen des platlen Landes sofort bei dem Fürst-

lichen Landratsamt in Greiz einzureichen, das die Listen in dauerhafter
Verpackung bis spätestens zum 5. September an das Thüringische
Statistische Amt in Weimar portofrei einsendet,

b) von den Gemeindevorständen der Städte bis zum gleichen Zeitpunkt
unmittelbar und portofrei an das vorgenannte Statistische Amt ein-
zusenden.

. Das Thüringische Statistische Amt ist beauftragt, die Zählungslisten zu
prüfen und die Ergebnisse zusammenzustellen. Die Gemeindevorstände
haben die Pflicht, allen Anforderungen des Statistischen Amtes, die zur
Durchführung der Zählung an sie gestellt werden, sorgfältig und mit
größter Beschleunigung zu entsprechen.

 Wer wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben zu der Viehzählung
macht, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe bis
zu zehntausend Mark bestraft; auch kann Vieh, dessen Vorhandensein ver-
schwiegen worden ist, im Urteil für dem Staate verfallen erklärt werden.

Greiz, den 20. August 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V

—

##

Cammann.



Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Alterer Linie.
„ 9.
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25. N 1 MXMWM! 4 NM##

vom 4. September 1917,
den privaten, gewerblichen und kaufmännischen Fachunterricht betreffend.

In Ansführung der Bekanntmachung des Stellvertreters des Reichskanzlers
vom 2. vor. Mts. über den privaten, gewerblichen und kaufmännischen Fachunterricht
(Reichs-Gesetzbl. S. 683) wird hiermit folgendes bestimmt:

1.
Behörde im Sinne des § 1 Absatz 1 der Bekanntmachung ist das Land-

ratsamt für das platte Land, der Gemeindevorstand für die Städte.
2.

Der Bescheid, durch den die Erlaubnis versagt oder unter Bedingungen
erteilt oder zurückgenommen wird, kann bei der Fürstlichen Landesregierung durch
das Rechtsmittel der Beschwerde angefochten werden.

Die Beschwerde ist binnen einer Ausschlußfrist von 2 Wochen, von der
Zustellung des Bescheids ab gerechnet, zu erheben. Sie hat aufschiebende Wirkung.

Die Entscheidung der Fürstlichen Landesregierung ist endgültig.

Greiz, den 4. September 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
J. V

Dr. Hanitsch.
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26. M 1 WM.i 1 4

vom 11. Teptember 1917,
die Verleihung der Rechtsfähigkeit an den land= und forstwirtschaftlichen

Hauptverein für Reuß 4. L. in Greiz betreffend.

Im Namen Seiner Hochfürstlichen HDnrchlnach des Fürsten haben Seine
Hochfürstliche Durchlaucht der Fürst-Regent dem land= und forwirtschaftlichen Haupt-
verein für Reuß ä. L. in Greiz auf geschehenes Ansuchen die Rechtsfähigkeit zu
verleihen geruht.

Solches wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht.
Greiz, den 11. September 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.

27. Verordnung
vom 15. September 1917

zur weiteren Ausführung des vierten Buches der Reichsversicherungs-
ordnung, betreffend die Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung.

Zur weiteren Ausführung der Vorschrisien des vierten Buches der Reichs-

Lerschemgspabmung vom 19. Juli 1911 (Reichsgesetzblatt Seite 509) wird folgendesbestimmt:
Ansprüche auf Leistungen der Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung

können vom 1. Oktober 1917 ab außer bei den nach§1613 der Reichsversicherungs-
ordnung, § 6 der Verordnung vom 28. Dezember 1911 (Gesetzsammlung Seite 158)
und § 2 der Regierungsverordnung vom 11. September 1912 (Gesetzsammlung
Seite 211) zuständigen Behörden rechtswirksam auch bei der Thüringischen Landes-
versicherungsanstalt in Weimar und, solange die Versicherten ihrer militärischen
Dienstpflicht genügen, bei den für sie zur Zeit des Antrags zuständigen Militär=
behörden angemeldet werden.

Greiz, den 15. September 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.v. Meding.
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28. Regierungs-Verordnung
vom 15. September 1917,

betreffend Aenderung der Deutschen Arzneitaxe.

In Abwesenheit Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
wird kraft Höchster Vollmacht unter Bezugnahme auf die Regierungs-Verordnung
vom 21. März 1905, die Einführung einer einheitlichen Deutschen Arzneitaxe be-
treffend (Gesetzsammlung Seite 26), auf Grund des §8 80 Absatz 1 der Gewerbe-
ordnung bestimmt:

Der vom Reichskanzler auf Grund der ihm vom Bundesrat er-
teilten Ermächtigung erlassene zweite Nachtrag zur Deutschen Arzneitaxe
1917 tritt für das Fürstentum am 20. September 1917 in Kraft.

Der Nachtrag ist im Verlage der Weidmannschen Buchhaudlung in Berlin
§. W. 68, Zimmerstraße 94, erschienen. Er kann von den Besitzern der Arznei-
taxe 1917 durch die genannte Buchhandlung unentgeltlich bezogen werden.

Greiz, den 15. September 1917.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Meding.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstentum Reuß Älterer Linie.
 10.

(Ausgegeben am 17. November 1917.)

29. Regierungs-Verordnung
vom 12. November 1917,

betreffend die Aenderung der Deutschen Arzneitaxe.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten wird
unter Bezugnahme auf die Regierungs-Verordnung vom 21. März 1905, die Ein-
führung einer einheitlichen Deutschen Arzneitaxe betreffend (Gesetzsammlung Seite
26), auf Grund des § 80 Absatz 1 der Gewerbe-Ordnung bestimmt:

Der vom Reichskanzler auf Grund der ihm vom Bundesrat er-
teilten Ermächtigung erlassenc dritte Nachtrag zur Deutschen Arzneitaxe
1917 tritt für das Fürstentum mit Wirkung vom 1. November 1917 in Kraft.

Der erste Nachtrag zur Deutschen Arzueitaxe 1917 — Regierungs-
Verordnung vom 8. Juni 1917, Gesetzsammlung Seite 34 — ist vom
1. dieses Monats ab außer Kraft gesetzt.

Der dritte Nachtrag ist im Verlage der Weidmanu'schen Buchhandlung in
Berlin S8W. 68, Zimmerstraße 94, erschienen. Er erscheint auch zugleich im Buch-
handel zum Preise von 60 Pfg. für das Stück.

Greiz, den 12. November 1917

Fürstlich Reuß-Plauisce„Landesregierung.

30. „MNeqerungs Verorpnung15. November 1917,
enthaltend Crhühmg * den Feisbescmen zu gewährenden

Vergütung.

Mit Höchster im Namen Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten
18
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erteilter Genehmigung Seiner Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürsten-Regenten
wird in Abänderung des § 3 der Regierungsverordnung vom 26. März 1903,
die Kosten der Schlachtvieh= und Fleischbeschau betreffend (Gesetzsammlung Seite
43), in der Fassung vom 9. August 1910 (Gesetzsammlung Seite 111) verordnet,
was folgt:

Der 8 3 der gedachten Verordnung erhält mit Wirkung vom 1. Dezember
ds. Je. ab folgende Fassung:

83
Beschau durch Loienseischbeschauer und Tierärzte, sofern letztere die allge-

meine Beschau übernehmen.
a. Für die Beschau vor und nach de „Schlachten zusammen beträgt dieung der Beschauerergut

1. für ein Rid 0 1.75
2. „ „ Kalb 0,65 0,60
3. „ „ Schaf 0,65 0,60
4. „, „Schwein

ohne Trichinenschau 1.10 1,00
mit Trichinenschau 1,55 1,50

5 " eine Bicge 55 5%nen Hun

46 ache e gelten 45%4 bei ——–x ohne — Lebend-beschau.

b. Für die Wiederholung der Lbembeschan oder für letztere allein ohne
nachfolgende Fleischbeschaubeträgt? ie

*5ark
Verglliung der Beschauer

Mark1. für ein Rind wr 0.40
2. „ „ Kalb 0.35 0.30
3. „Schaf 0,35 0,30
4.„ „ Schwein 0,35 0,30

5. „, eine Ziege 3 836. „einen 0,30e) Für die Ausstellung eines nicht unentgeltlich zu ui Zeugnisses

beträgt die Gebühr 50o. ig.Greiz, den 15. November

Fürstlich Reuß- HPloushe Landesregierung.
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